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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Stratmann-Mertens, Frau Vennegerts und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 


Entwurf eines Gesetzes betreffend demokratische Betriebskooperativen (DBK) 


A. Problem 

Auf der Grundlage des bestehenden Gesellschaftsrechts finden 
demokratische Betriebskooperativen wie sie in den letzten Jahren 
in größerer Zahl entstanden, keine geeignete Rechtsform in der ihr 
Anliegen nach demokratischen Formen des Arbeitens und Wirt- 
schaftens adäquat zu verwirklichen ist. 


B. Lösung 

Eine eigene Rechtsform für demokratische Betriebskooperativen, 

— die im Innenverhältnis dem Prinzip der unmittelbaren demo- 
kratischen Selbstverwaltung verpflichtet ist, 

— demokratische Betriebskooperativen als solche in einer eige- 
nen Rechtsform im Außenverhältnis unverkennbar dokumen- 
tiert, 

— die Möglichkeit einer Kapitalneutralisierung eröffnet, die eine 
Individualisierung und Reprivatisierung des Betriebsvermö- 
gens ausschließt und kapitalneutralisierte Betriebe als staatlich 
förderimgswürdige anerkennt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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ERSTER ABSCHNTTT 

Begriff und Errichtung demokratischer 
Betriebskooperativen 

§ 1 

Begriff demokratischer Betriebskooperativen 

Demokratische Betriebskooperativen nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes sind Betriebe, in denen die in 
den Betrieben auf Dauer Arbeitenden Beteiligte und 
als solche Eigentümer des Betriebes sind und über alle 
Angelegenheiten, die den Betrieb betreffen, gleichbe- 
rechtigt entscheiden. 

§2 

Beteiligte 

Beteiligte/r an einer demokratischen Betiebskoope- 
rative ist, wer: 

a) auf Dauer Beiträge nach Maßgabe des § 7 Abs. 2 
erbringt oder die Voraussetzungen des § 14 Abs. 3 
erfüllt 

und 

b) auf Beschluß der Betriebsvollversammlung als Be- 
teiligte/r auf genommen und in das Verzeichnis der 
Beteiligten eingetragen wurde. 

§3 

Zweck demokratischer Betriebskooperativen 

Demokratische Betriebskooperativen können zu je- 
dem gesetzlichen Zweck errichtet werden. 

§4 

Mindestbeteiligtenzahl 

(1) Die Zahl der Beteiligten demokratischer Be- 
triebskooperativen beträgt mindestens drei. In demo- 
kratischen Betriebskooperativen, in denen aus- 
schließlich Frauen Beteiligte sind, beträgt die Zahl 
mindestens zwei. 

(2) Beteiligte können nur geschäftsfähige natürliche 
Personen sein. 

§5 

Firma 

(1) Die Firma der demokratischen Betriebskoopera- 
tive muß vom Gegenstand des Unternehmens ent- 
lehnt sein. 

(2) Die Firma darf nicht den Namen eines Beteilig- 
ten tragen. 


§6 

Betriebsverfassung 

(1) Die Verfassung demokratischer Betriebskoope- 
rativen wird, soweit sie nicht auf den Vorschriften die- 
ses Gesetzes beruht, durch die Betriebssatzung be- 
stimmt. 

(2) Die Satzung bedarf der schriftlichen Form. 

§7 

Beiträge der Betriebsbeteiligten 

(1) Die Betriebsbeteiligten leisten in Ermangelung 
anderer Vereinbarungen gleiche Beiträge. 

(2) Die Beiträge der Beteiligten müssen in der Lei- 
stung von Diensten bestehen. 

(3) Als Beiträge können Kapital- und Sacheinlagen 
vereinbart werden. 

§8 

Geschäftsführer/innen 

(1) Demokratische Betriebskooperativen müssen 
zwei oder mehrere Geschäftsführer/innen haben. 

(2) Geschäftsführer/in kaim nur eine natürliche, un- 
beschränkt geschäftsfähige Person sein. 

(3) Zu Geschäftsführem/innen köimen nur Be- 
triebsbeteiligte bestellt werden. 

§9 

Bildung eines Reservefonds 

Demokratische Betriebskooperativen müssen Rück- 
lagen büden, die ausschließlich 

— zur Deckung eines aus der Büanz sich ergebenden 
Verlustes; 

— der Bereitstellung der Austrittsgelder ausschei- 
dender Beteiligter sowie der eingezahlten Kapital- 
einlagen gemäß § 19; 

“ sowie der Sicherung von Sozialplanmitteln i. S. der 
Vorschriften der §§ 112, 113 BetrVG 

herangezogen werden dürfen. 

§ 10 

Notwendiger Inhalt der Satzung 

Die Satzung muß enthalten: 

1. Firma und Sitz des Betriebes (§5); 

2. den Gegenstand des Betriebes (§ 3); 

3. Angaben über die Beiträge die jede/r Beteiligte zu 
leisten hat (§ 7); 
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4. Beschränkungen der Vertretungsmacht der Ge- 
schäftsführer/innen (§ 31)j 

5. falls die Satzung neben der Betriebsvollversamm- 
lung und der Geschäftsführung weitere Organe 
vorsieht, deren Zusammensetzung und Zuständig- 
keiten (§§ 26, 27) 

6. Aufnahme und Austritt von Beteiligten des Betrie- 
bes (§§ 14-17); 

7. die Höhe des Austrittsgeldes gemäß § 19 Abs. 1 
dieses Gesetzes (§ 18); 

8. die Bildung eines Reservefonds, insbesondere die 
Art der Bildung eines Reservefonds, den Teil des 
Jahresüberschusses der in den Reservefonds als 
Rücklage einzustellen ist sowie den Mindestbetrag 
der in den Fonds einzustellen ist (§ 9). 

§ 11 

Anmeldung 

(1) Die Geschäftsführung hat die demokratische Be- 
triebskooperative zur Eintragung anzumelden. 

(2) Der Anmeldung müssen beigefügt sein: 

1. die Satzung in Ur- und Abschrift; 

2. ein von den Anmeldenden unterschriebenes Ver- 
zeichnis der Betriebsbeteiligten, aus dem Name, 
Vorname und Wohnort ersichtlich ist; 

3. eine Abschrift der Urkunden über die Bestellung 
der Personen der Geschäftsführung; 

4. ein Beschluß, welche Vertretungsbefugnis die Per- 
sonen der Geschäftsführung haben; 

5. die Zeichnung der Unterschrift der Personen der 
Geschäftsführung in öffentlich beglaubigter Form. 

(3) Die Abschrift des Statuts wird vom Gericht be- 
glaubigt und mit der Bescheinigung der erfolgten Ein- 
tragung versehen zurückgegeben. Die übrigen 
Schriftstücke werden bei dem Registergericht aufbe- 
wahrt. 

§ 12 

Eintragung 

(1) Eine demokratische Betriebskooperative ist bei 
dem Gericht, in dessen Bezirk sie ihren Sitz hat, in das 
Register für demokratische Betriebskooperativen ein- 
zutragen. 

(2) Das Register wird bei dem zur Führung des Han- 
delsregisters zuständigen Gericht geführt. 

(3) Das zuständige Registergericht hat zu prüfen, ob 
die demokratische Betriebskooperative ordnungsge- 
mäß errichtet und angemeldet ist. 

(4) Die eingetragene Satzung ist auszugsweise zu 
veröffentlichen. Die Veröffentlichimg muß enthalten: 


1. das Datum der Satzung, 

2. Firma und Sitz, 

3. den Gegenstand des Unternehmens, 

4. die Personen der Geschäftsführung sowie deren 
Vertretungsbefugnis . 

(5) Vor Eintragung in das Register für demokrati- 
sche Betriebskooperativen hat die DBK die Rechte 
einer DBK nicht. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsverhältnisse der Betriebe und der 
Betriebsbeteiligten > 

§ 13 

Rechtsnatur 

(1) Eingetragene demokratische Betriebskooperati- 
ven sind selbständig und haben als solche ihre Rechte 
und Pflichten; sie können Eigentum lind andere ding- 
hche Rechte erwerben, vor Gericht klagen und ver- 
klagt werden. 

/ 

(2) Für die Verbindlichkeiten demokratischer Be- 
triebkooperativen haftet den Gläubigern das Be- 
triebsvermögen. 

§ 14 

Aufnahme von Beteiligten 

(1) Die Aufnahme als Beteiligte/r erfolgt durch 
schriftlichen Antrag an die Geschäftsführung und Be- 
schlußfassung durch die BetiebsvoUversammlung. 

(2) Antragsberechtigt sind Personen, die auf Dauer 
im Betrieb arbeiten oder auf Dauer zu arbeiten beab- 
sichtigen und mindestens ein Viertel der betriebs- 
üblichen Arbeitszeit als Beitrag im Sinne von § 7 
Abs. 2 leisten. 

(3) Wer für die Dauer von ununterbrochen zwei Jah- 
ren, unabhängig von der Art des Vertragsverhältnis- 
ses oder in einem Zeitraum von fünf Jahren aufgrund 
mehrerer befristeter Arbeits- oder sonstiger Vertrags- 
verhältnisse zusammengerechnet zwei Jahre in einer 
Betriebskooperative gearbeitet hat, erwirbt einen An- 
spruch auf Aufnahme als Betriebsbeteiligte/r. 

(4) Soweit die Voraussetzungen des Absatzes 3 er- 
füllt sind, kann die Aufnahme nur aus wichtigem 
Grund abgelehnt werden. Die Ablehnung ist dem/der 
Antragstellenden gegenüber schriftlich zu begründen. 

(5) Die Zahl der im Betrieb Tätigen, die nicht Betei- 
ligte sind, soll die Zahl der Beteiligten nicht dauerhaft 
übersteigen. 

§ 15 

Status der am Betrieb Beteiligten 

(1) In DBK, in denen die Satzung für die Angelegen- 
heiten des § 17 Abs. 3 Einstimmigkeit verlangt oder 
der/dem einzelnen Beteiligten ein Vetorecht einge- 
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räumt wird, auf Grund dessen gegen sein Veto ein 
Beschluß nicht zustande kommt, sind die Beteiligten 
selbständig Tätige. 

(2) In allen anderen Fällen sind die Beteiligten un- 
abhängig von ihrer ausgeübten Tätigkeit wie Ange- 
stellte nach den arbeits- und sozialrechtlichen Vor- 
schriften zu behandeln. 

(3) Geschäftsführer/innen sind mit Ausnahme der 
Regelung in Absatz 1 wie Angestellte nach Absatz 2 
zu behandeln. 


§ 16 

Beendigung der Beteiligung 

(1) Die Beteiligung an einer demokratischen Be- 
triebskooperative erlischt durch schriftliche Austritts- 
erklärung, durch Ausschluß, durch Auflösung der Be- 
trieb skooperative und durch Tod des Beteiligten. 

(2) Der Austritt von Beteiligten ist nur unter Einhal- 
tung einer Kündigungsfrist von 6 Wochen zum Quar- 
talsende zulässig. Die Satzung kann längere Kündi- 
gungsfristen vorsehen, die ein Jahr jedoch nicht über- 
schreiten dürfen. 

(3) Beteiligte haben das Recht zur außerordentli- 
chen Kündigung, wenn wesentliche Teile der Satzung 
gegen den Willen des Beteiligten geändert werden. 

(4) Die Betriebsvollversammlung kann auf Antrag 
des Beteiligten den Austritt ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist nach § 16 Abs. 2 durch Beschluß zu- 
lassen. 


§ 17 

Ausschluß 

(1) Ein/e Betriebsbeteiligte/r kann nur durch Be- 
schluß der Betriebsvollversammlung ausgeschlossen 
werden, sofern ein wichtiger Grund vorliegt und die 
Betriebsvollversammlung mit einer Mehrheit von 
mindestens Vs den Ausschluß beschließt. 

(2) Als wichtiger Grund gelten insbesondere die 
Einstellung einer aktiven Tätigkeit in der DBK und 
Verstöße gegen die Satzimg der Betriebskoopera- 
tive. 

(3) Das Ausschlußbegehren ist der/dem Beteiligten 
schriftlich spätestens einen Monat vor Beschlußfas- 
sung durch die Geschäftsführung schriftlich unter An- 
gabe der Ausschlußgründe mitzuteüen. 

(4) Der/dem Beteiligten ist auf der über den Aus- 
schluß beschließenden Betriebsvollversammlung an- 
gemessen Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge- 
ben. 


§ 18 

Austrittsgeld 

(1) Tritt ein/e Beteiligte/r aus, erhält er/sie, wenn 
er^ie zwei Jahre für die demokratische Betriebsko- 
operative tätig war, für die Dauer von mindestens drei 
Monaten ein Austrittsgeld, in Höhe des durchschnitt- 
lichen Einkommens der letzten zwölf Monate, das er/ 
sie aus der Tätigkeit für die DBK bezogen hat. 

(2) Wurden Kapitaleinlagen vereinbart, ist die Kapi- 
taleinlage einschließlich einer banküblichen Verzin- 
sung an den/die Beteüigte/n zu erstatten. 

(3) Gesetzliche Erben haben Anspruch auf das Aus- 
trittsgeld gern. § 18 Abs. 1 und bei einer geleisteten 
Kapitaleinlage den Erstattungsanspruch aus Absatz 2. 
Ein Recht auf Aufnahme als Beteiligte/r oder ein 
Stimmrecht in der Betriebsvollversammlung steht den 
Erben nicht zu. 

§ 19 

Zahlbarkeit des Austrittsgeldes in Raten 

(1) Wird durch die Auszahlung des Austrittsgeldes 
nach § 19 Abs. 1 oder die Rückzahlung der Kapital- 
einlage gemäß § 19 Abs. 2 die wirtschaftliche Lage des 
Betriebes erheblich gefährdet, ist die demokratische 
Betriebskooperative berechtigt, die Zahlung des Aus- 
trittsgeldes und der Kapitaleinlage in Raten vorzuneh- 
men. 

(2) Die Entscheidung über die Ratenzahlung hat auf 
der Grundlage des letzten Jahresabschlusses zu erfol- 
gen. 

(3) Die Zahlung des Austrittsgeldes und der Kapital- 
einlage hat in jährlichen Mindestraten zu erfolgen, sie 
ist banküblich zu verzinsen und darf den Zahlungs- 
zeitraum von fünf Jahren nicht überschreiten. 

§ 20 

Betriebsvollversammlung 

(1) Die Angelegenheiten der Betriebskooperative 
werden durch Beschlußfassung in der Betriebsvollver- 
sammlung der Beteiligten geregelt. 

(2) Ein Beschluß ohne Versammlimg kommt wirk- 
sam zustande, wenn alle Beteiligten ihre Zustimmung 
schriftlich erklären. 

(3) Die Betriebsvollversammlung beschließt insbe- 
sondere über: 

1. soweit sie keine gleichen Beiträge nach § 7 Abs. 1 
erbringen, die von den Beteiligten zu leistenden 
Beiträge; 

2. die Feststellung des Jahresabschlusses; 

3. die Verwendung der erwirtschafteten Gewinne; 

4. die Festlegung des monatlichen Einkommens der 
Beteiligten; 
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5. Aufnahme- imd Austritt von Beteüigten sowie die 
Höhe des Austrittsgeldes gemäß § 18 Abs. 1; 

6. die Höhe der jährhch in den Reservefonds zu 
überstellenden Beträge des erwirtschafteten Ge- 
winns; 

7. die Wahl, Abberufung und Entlastung der Ge- 
schäftsführung; 

8. Beschränkungen der Vertretungsmacht der Ge- 
schäftsführer/innen; 

9. die Einrichtimg weiterer Organe nach § 25; 

10. Satzungsändenmgen; 

11. die Auflösung demokratischer Betriebs- und Un- 
temehmenskooperativen. 

(4) Die Angelegenheiten des Absatzes 3 können der 
BetriebsvoUversammlimg nicht entzogen oder einem 
anderen Organ übertragen werden. 

(5) Die Vollversammlung kann der Geschäftsfüh- 
rung Weisungen erteilen. 

§ 21 

Einberufung der Betriebsvollversammlung 

(1) Die Betriebs Vollversammlung wird durch die 
Geschäftsführung einberufen. 

(2) Die Einberufimg der Betriebsvollversammlung 
erfolgt durch schrifthche Einladung an die Beteüig- 
ten. 

(3) Die Einladimg muß den Beteüigten 14 Tage vor- 
her, unter Angabe von Ort, Datum, Zeitpunkt imd der 
Tagesordnimg zugehen. 

(4) Die Tagesordnimg der BetriebsvoUversammlung 
kann mit einer Mehrheit aUer anwesenden Beteiligten 
erweitert werden, jedoch nicht für Angelegenheiten 
des § 20 Abs. 3. 

(5) Die BetriebsvoUversammlung ist mindestens 
einmal jährlich einzuberufen. 

(6) Die BetriebsvoUversammlimg ist einzuberufen, 
wenn ein Zehntel der Beteüigten dies schriftiich unter 
Angabe des Zwecks imd der Gründe verlangen. 

§ 22 

Stimmrecht 

(1) Jede/r Beteüigte hat in der BetriebsvoUver- 
sammlung eine Stimme. 

(2) Ein Mehrstimmenrecht ist unzulässig. 

(3) Im Betrieb Tätige, die nicht Beteüigte sind, ha- 
ben das Recht, die gleichen Informationen und Ein- 
sicht in die Unterlagen der demokratischen Betriebs- 
kooperative zu erhalten, wie die Beteüigten nach 
§§ 29 Abs. 2, 30. 

Sie können an der BetriebsvoUversammlung beratend 
teilnehmen und Anträge steUen. Ein Stimmrecht ha- 


ben sie in der BetriebsvoUversammlimg nicht, sofern 
die Satzung nichts anderes bestimmt. 

(4) Die Satzung kann den im Betrieb Tätigen, die 
nicht Beteüigte sind, über die Mitbestimmungsrechte 
des BetrVG hinaus, ein Stimmrecht für aUe oder ein- 
zelne Angelegenheiten einräumen. 

§ 23 

Beschlußfähigkeit der Betriebsvollversammlung 

(1) Die BetriebsvoUversammlung ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Beteüigten anwesend ist 
und die BetriebsvoUversanmüung ordnungsgemäß 
einberufen wurde. 

(2) Die Beschlußfähigkeit wird nur auf Antrag fest- 
gesteUt. 

(3) Muß eine BetriebsvoUversammlung wegen Be- 
schlußunfähigkeit aufgelöst werden, ist eine erneute 
BetriebsvoUversanunlung einzuberufen. Die Betriebs- 
voUversammlung ist dann mit der Zahl der anwesen- 
den Beteüigten beschlußfähig. 

(4) Über aUe Beschlüsse der BetriebsvoUversamm- 
lung ist ein ProtokoU zu führen. Das ProtokoU ist vom 
Versammlungsleiter und einer/m Beteüigten zu un- 
terzeichnen. 

§ 24 

Satzungsänderungen 

(1) Satzungsänderungen bedürfen einer Stimmen- 
mehrheit von mindestens ^/a aUer Beteüigten. 

(2) Kann ein satzungsändemder Antrag nicht be- 
schlossen werden, weü die erforderüche Mindestzahl 
der Beteüigten nicht anwesend ist, ist eine erneute 
BetriebsvoUversammlung nach Maßgabe des § 23 
Abs. 3 beschlußfähig. Die auf dieser BetriebsvoUver- 
sammlung beschlossene Satzungsänderung ist den 
auf der beschUeßenden BetriebsvoUversammlung 
nicht anwesenden Beteüigten schriftiich mitzuteüen. 

Widersprechen 25 % der auf der satzungsändemden 
BetriebsvoUversammlung nicht anwesenden Beteüig- 
ten dem satzungsändemden Beschluß schriftiich ge- 
genüber der Geschäftsführung, ist der Beschluß nicht 
wirksam. 

§ 25 

Weitere Organe 

(1) Durch Satzung oder Beschluß der BetriebsvoU- 
versammlung können weitere Organe vorgesehen 
und diesen einzelne Zuständigkeiten, mit Ausnahme 
der in § 20 Abs. 3 genannten Angelegenheiten, über- 
tragen werden. 

(2) Die Vertretung demokratischer Betriebskoope- 
rativen kann den Organen nicht übertragen werden. 
Die Satzung kann jedoch vorsehen, daß die Ge- 
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schäftsführung an die Beschlüsse der Organe gebun- 
den ist. 

(3) Lehnt die Geschäftsführung die Durchführung 
eines Organbeschlusses ab, ist in einer gemeinsamen 
Sitzung zwischen Geschäftsführung und dem betref- 
fenden Organ mit dem Ziel einer Einigung zu verhan- 
deln. Kommt eine Einigung nicht zustande, entschei- 
det nach Anrufung die durch die Geschäftsführung 
oder das weitere Organ erfolgen kann, die Betriebs- 
vollversammlung. 

(4) In Betrieben, in denen ein Wirtschafts- und So- 
ziiausschuß nach den Vorschriften der §§ 26, 27 be- 
steht, kann die Satzung bestimmen, daß die Eini- 
gungssitzung nach Absatz 4 um die Mitglieder des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses erweitert wird 
und die gemeinsame Sitzung der Organe anstelle der 
Betrieb svoUver Sammlung entscheidet. 

§ 26 

Wirtschaftsausschuß 

(1) In demokratischen Betriebskooperativen mit 
mehr als 20 Tätigen ist von der Betriebsvollversamm- 
lung ein Wirtschaftsausschuß zu wählen. 

(2) Eine gleichzeitige Tätigkeit in der Geschäftsfüh- 
rung und im Wirtschaftsausschuß ist ausgeschlos- 
sen. 

(3) Der Wirtschaftsausschuß hat die Aufgabe, die 
Geschäftsführung zu kontrollieren, die wirtschaftliche 
Lage des Betriebes zu beobachten und zu beraten und 
der Betriebsvollversammlung hierüber Bericht zu er- 
statten und Vorschläge zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Situation zu unterbreiten. 

(4) Der Wirtschaftsausschuß kann zu diesem Zweck 
alle Unterlagen des Betriebes einsehen und von der 
Geschäftsführung einen Bericht insbesondere über 
den Gang der Geschäfte, den Umsatz, die Lage und 
Entwicklung des Betriebes, über Geschäfte, die für die 
Rentabilität des Betriebes von Bedeutung sind und die 
beabsichtigte Geschäftspolitik verlangen. 

(5) Der Wirtschaftsausschuß ist berechtigt und ver- 
pflichtet, wenn es die wirtschaftliche Lage erfordert, 
die Betriebsvollversammlung einzuberufen. 

§27 

Sozialausschuß 

(1) In Betrieben, in denen nach § 26 Abs. 1 ein Wirt- 
schaftsausschuß einzurichten ist, muß nach Maßgabe 
des § 26 Abs. 1 und 2 ein Sozialausschuß gewählt 
werden. 

(2) Der Sozialausschuß ist für aUe sozialen Belange 
der im Betrieb Tätigen zuständig und kann der Be- 
triebsvoUversammlung in allen Angelegenheiten Vor- 
schläge unterbreiten. Der Sozialausschuß hat insbe- 
sondere die Aufgabe 

— über die Einhaltung der Unfall- und Arbeitssicher- 
heits- und Ausbildungsvorschriften zu wachen; 


— Maßnahmen zur Aus- und Fortbildung der im Be- 
trieb tätigen vorzuschlagen; 

— der Betriebs Vollversammlung Vorschläge nach 
§ 20 Abs. 3 Ziff. 1 und 4 zu unterbreiten. 

(3) Dem Sozialausschuß stehen die Rechte aus § 26 
Abs. 4 und 5 zu. Der Sozialausschuß ist berechtigt und 
verpflichtet, wenn es aus Gründen der sozialen Lage 
der Beteiligten bzw. im Betrieb Tätigen erforderlich 
ist, die Betriebsvollversammlung einzuberufen. 

§ 28 

Schiedsstelle 

(1) In demokratischen Betriebskooperativen ist für 
alle Streitigkeiten zwischen der demokratischen Be- 
trieb skooperative und Beteiligten eine Schiedsver- 
einbarung nach den Vorschriften der §§ 1025 ff. ZPO 
zu treffen. 

(2) Die Schiedsvereinbanmg ist so zu gestalten, daß 
vor Anrufung der ordentlichen Gerichte ein Schieds- 
verfahren zwingend durchzuführen ist. 

(3) Die Zuständigkeit der Schiedsstelle hat sich auch 
auf Angelegenheiten der Dienst- bzw. Arbeitsver- 
träge der Beteiligten zu erstrecken. Sie soll sich auch 
auf die Dienst- und Arbeitsvertragsangelegenheiten 
der im Betrieb Tätigen, die Nichtbeteiligte sind, er- 
strecken. 

(4) In den Angelegenheiten des Absatzes 3 ist die 
Schiedsstelle innerhalb einer Frist von 4 Wochen an- 
zurufen. 

(5) Werden durch das Schiedsverfahren in den An- 
gelegenheiten des Absatzes 3 Fristen berührt, werden 
die Fristen erst nach ergangenem Schiedsspruch der 
Schiedsstelle in Lauf gesetzt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Vertretung der Betriebskooperativen 

§29 

G eschält sfühning 

(1) Demokratische Betriebskooperativen werden 
durch die Geschäftsführung gerichtlich und außerge- 
richtlich vertreten. 

(2) Die Geschäftsführung und Vertretung obliegt 
allen Beteiligten des Betriebes gemeinschaftlich. Für 
jedes Geschäft ist die Zustimmung aller Beteiligten 
erforderlich. 

(3) Die Satzung kann abweichend von Absatz 2 zwei 
oder mehrere Beteiligte zu Geschäftsführem/innen 
bestellen. 

(4) Werden zwei oder mehrere Geschäftsführer/in- 
nen bestellt, können diese von der Betrieb svoUver- 
sammlung mit sofortiger Wirkung abberufen wer- 
den. 

Jede Änderung in den Personen der Geschäftsfüh- 
rung sowie die Beendigung der Vertretungsbefugnis 
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einer/s Geschäftsführers/in ist zur Eintragung in das 
Register für demokratische Betriebskooperativen an- 
zumelden. 


§ 30 

Auskunfts- und Einsichtsrecht 

Wird die Geschäftsführung abweichend von § 29 
Abs. 2 geregelt, haben die Geschäftsführer/innen auf 
Verlangen jedem Beteiligten Auskunft über die Ange- 
legenheiten und Einblick in alle Unterlagen der de- 
mokratischen Betriebskooperative zu gewähren. 


§ 31 

Beschränkung der Vertretungsmacht 

(1) Die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer 
kann eingeschränkt werden. 

(2) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, die Be- 
schränkungen einzuhalten, die im Rahmen der Vor- 
schriften dieses Gesetzes, der Satzung, der Betriebs- 
vollversammlung und der Geschäftsordnung für die 
Vertretungsbefugnis getroffen wurden. 

(3) Geschäfte, die Va des Betriebsvermögens über- 
steigen, bedürfen, wenn die Geschäftsführung und 
Vertretung nach § 29 Abs. 2 nicht gemeinschaftlich 
wahrgenommen wird, der Zustimmung der Betriebs- 
vollversammlung. 

(4) Übersteigen mehrere nacheinander folgende 
Einzelgeschäfte während eines Zeitraumes von drei 
Monaten Va des Betriebsvermögens, so ist für das 
Geschäft, das diese Quote übersteigt, wenn die Ge- 
schäftsführung nicht gemeinschaftlich ausgeübt wird, 
die Zustimmung der Betriebsvollversammlung einzu- 
holen. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 3 und 4 sind ab- 
dingbar, wenn die Satzung eine Beschränkung der 
Vertretungsmacht der Geschäftsführer/innen durch 
Festlegung eines bestimmten Geldbetrags vorsieht. 


§ 32 

Buchfühnings- und Bilanzpflichten 

(1) Die Geschäftsführer/innen sind verpflichtet, für 
die ordnungsgemäße Buchführung zu sorgen. 

(2) Die Geschäftsführer/innen haben die nach den 
§§ 242, 264 des Handelsgesetzbuches aufzustellende 
Bilanz, den Jahresabschluß und den Lagebericht un- 
verzüglich nach Aufstellung der Betriebsvollver- 
sammlung zum Zwecke der Feststellung des Jahres- 
abschlusses vorzulegen. 


§ 33 

Verzeichnis der Beteiligten 

(1) Die Geschäftsführer/innen führen das Verzeich- 
nis der Beteiligten. 

(2) Das Verzeichnis ist jährlich mit Einreichen des 
Jahresabschlusses zum Registergericht einzurei- 
chen. 

§ 34 

Angaben auf Geschäftsbriefen 

Auf allen Geschäftsbriefen müssen die Rechtsform 
und der Sitz des Betriebes, das Registergericht des 
Sitzes und die Nummer, unter der die demokratische 
Betriebskooperative in das Register eingetragen ist, 
sowie die zur Vertretung befugten Geschäftsführer/ 
innen angegeben sein. 

§ 35 

Haftung der Geschäftsführer 

(1) Die Geschäftsführer/innen haben in allen Ange- 
legenheiten die Sorgfalt eines/r ordentlichen Ge- 
schäftsmannes/frau anzuwenden. 

(2) Geschäftsführer/innen, welche ihre Obliegen- 
heiten verletzen, haften der demokratischen Betriebs- 
kooperative solidarisch für den entstandenen Scha- 
den. 


VIERTER ABSCHNITT 
Kapitalneutralisierung 

§ 36 

Begriff kapitalneutralisierte demokratische 
Betriebskooperative 

Eine kapitalneutralisierte demokratische Betriebs- 
kooperative hegt vor, wenn die Satzung: 

— für den Fall des Austritts einer/s Beteüigten ein 
Höchstaustrittsgeld nach § 18 Abs. 1 vorschreibt, 
welches eine dreimonatige Zahlung des zuletzt be- 
zogenen Einkommens nicht übersteigt 

und 

— eine Aufteilung des erwirtschafteten Betriebsver- 
mögens an die Beteihgten bei Auflösung der Ko- 
operative in der Satzung ausgeschlossen wird. 

§ 37 

Förderklausel 

(1) Kapitalneutrahsierte demokratische Betriebsko- 
operativen sind steuerhch wie gemeinnützige Körper- 
schaften im Sinne der steuerbegünstigten Zwecke der 
Abgabenordnung zu behandeln. 
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(2) Der gesamte Betrieb demokratischer Betriebsko- 
operativen ist Zweckbetrieb im Sinne des § 65 AO. 

§38 

Vermögensbindung 

(1) Kapitalneutralisierte demokratische Betriebsko- 
operativen sind verpflichtet 2 v. H. ihres Jahresertra- 
ges an eine regionale Entwicklungsgesellschaft zur 
Förderung demokratischer Betriebe abzuführen. 

(2) Das nach der Liquidation verbleibende Betriebs- 
vermögen kapitalneutralisierter demokratischer Be- 
trieb skooperativen ist nach Auflösung der Förder- 
und Beteiligungsgesellschaft oder (einer) anderen ka- 
pitalneutrahsierten demokratische/n Betriebskoope- 
rative/n zu übertragen. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, welcher kapital- 
neutralisierten demokratischen Betriebskooperative 
das Betriebsvermögen zufällt. 

(4) Enthält die Satzung keine Bestimmung, wem das 
Betriebsvermögen zu übertragen ist, entscheidet hier- 
über die regionale Entwicklungsgesellschaft. 

(5) Wird die Kapitalneutralisierung nachträglich 
aufgehoben, gilt sie von Anfang an als steuerlich nicht 
ausreichend. § 175 Satz 1 Nr. 2 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß Steuerbescheide erlassen, aufgeho- 
ben oder geändert werden können, soweit sie Steuern 
betreffen, die innerhalb der letzten zehn Kalender- 
jahre vor Änderung der Satzung über die Vermögens- 
bindung entstanden sind. 

§ 39 

Namenszusatz 

Kapitalneutralisierte demokratische Betriebskoope- 
rativen führen im Firmennamen und auf den Ge- 
schäftsbriefen den Zusatz „kapitalneutralisierte de- 
mokratische Betriebskooperative" oder die Abkür- 
zung (kDBK). 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Auflösung und Verschmelzung demokratischer 
Betriebskooperativen 

§40 

Auflösung 

(1) Demokratische Betriebskooperativen können 
durch Beschluß der Betriebsvollversammlung aufge- 
löst werden. Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von 
mindestens drei Viertel aller Beteihgten. Die Satzung 
kann höhere Mehrheiten festlegen und weitere Erfor- 
dernisse für die Auflösung aufstellen. 

(2) Demokratische Betriebskooperativen werden 
aufgelöst durch Eröffnung des Konkursverfahrens. 


§ 41 

Konkursverfahren 

(1) Über das Vermögen demokratischer Betriebsko- 
operativen findet das Konkursverfahren außer im Fall 
der Zahlungsunfähigkeit auch im Fall der Überschul- 
dung statt. 

(2) Die Vorschriften der § 207 Abs. 2, § 208 Konkurs- 
ordnung finden auf demokratische Betriebskooperati- 
ven Anwendung. 

§42 

Bestellung und Abberufung der Liquidatoren 

(1) Die Liquidation erfolgt durch die Geschäftsfüh- 
rung. 

(2) Die Betriebsvollversammlung kann andere Per- 
sonen mit der Liquidation beauftragen. 

(3) Die Personen der Liquidatoren/innen sind in der 
Betrieb svoU Versammlung, in der die Auflösung be- 
schlossen wurde, zu bestellen. 


§ 43 

Anmeldung der Auflösung der demokratischen 
Betriebskooperative und Anmeldung 
der Liquidatoren 

(1) Die Auflösung ist durch die Geschäftsführung 
unmittelbar nach Beschlußfassung der Betriebsvoll- 
versammlung zur Eintragung in das Register anzu- 
melden. 

(2) Die Liquidatoren/innen sowie ihre Vertretungs- 
befugnis sind durch die Geschäftsführer/innen unter 
Beifügung der Urkunden über ihre Bestellung und 
eine Zeichnung der Unterschrift der Liquidatoren/in- 
nen zum Register anzumelden. 

(3) Jede Änderung in den Personen der Liquidato- 
ren/innen und ihrer Vertretungsbefugnis sind beim 
Registergericht anzumelden. 

§ 44 

Aufgaben der Liquidatoren 

Die Liquidatoren/innen haben die laufenden Ge- 
schäfte zu beenden, die Verpflichtungen der aufgelö- 
sten demokratischen Betriebskooperative zu erfüllen 
und die Forderungen derselben einzuziehen. Zur Be- 
endigung der Geschäfte können die Liquidatoren/in- 
nen neue Geschäfte eingehen. 

§45 

Verschmelzung von demokratischen 
Betriebskooperativen 

(1) Demokratische Betriebskooperativen können 
unter Ausschluß der Liquidation verschmolzen wer- 
den. 
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(2) Bei der Verschmelzung ist das Vermögen der 
einen demokratischen Betriebskooperative (übertra- 
gende) als Ganzes auf eine andere demokratische Be- 
triebskooperative (übernehmende) zu übertragen. 

§ 46 

Verschmelzungsbeschluß 

(1) Die Verschmelzung bedarf der vorherigen Be- 
schlußfassung der Betriebsvollversammlung jeder de- 
mokratischen Betriebskooperative. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von drei 
Vierteln aller Beteiügten. 

§47 

Verschmelzungsvertrag 

Zum Zwecke der Verschmelzung schließen die be- 
teiligten DBK einen schrifthchen Verschmelzungs ver- 
trag, über den die Betriebsvollversammlung jeder de- 
mokratischen Betriebskooperative beschheßt. 

§ 48 

Anmeldung der Verschmelzung 

(1) Die Geschäftsführer/innen jeder demokrati- 
schen Betriebskooperative haben die Verschmelzung 
zur Eintragung in das Register anzumelden. 

(2) Der Anmeldung sind die Verschmelzungsbe- 
sclüüsse der Betriebsvollversammlungen in Urschrift 
und der Verschmelzungsvertrag beizufügen. 

§ 49 

Eintragung der Verschmelzung 

(1) Mit der Eintragung der Verschmelzung in das 
Register des Sitzes der übertragenden demokrati- 
schen Betriebskooperative geht das Vermögen ein- 
schüeßlich der Schulden auf die übernehmende de- 
mokratische Betriebskooperative über. 

(2) Mit der Eintragung der Verschmelzung in das 
Register des Sitzes der übertragenden demokrati- 
schen Betriebskooperative erlischt diese. 

§ 50 

Verschmelzung durch Neubildung 

(1) Die Verschmelzung von demokratischen Be- 
triebskooperativen kann durch Bildung einer neuen 
demokratischen Betriebskooperative erfolgen. 

(2) Jede der sich vereinigenden demokratischen Be- 
trieb skooperativen gilt als übertragende und die neue 
demokratische Betriebskooperative als überneh- 
mende. 


(3) Für die Errichtung der neuen demokratischen 
Betriebskooperative gelten die Vorschriften des Er- 
sten Abschnittes. Die Geschäftsführer/innen der sich 
vereinigenden demokratischen Betriebskooperativen 
haben die neue demokratische Betriebskooperative 
zur Eintragung in das Register anzumelden. 

(4) Mit der Eintragung geht das Vermögen ein- 
schließlich der bestehenden Verbindhchkeiten der 
sich vereinigenden demokratischen Betriebskoopera- 
tiven auf die neue demokratische Betriebskooperative 
über. 

Mit der Eintragung erlöschen die sich vereinigenden 
demokratischen Betriebskooperativen. 


SECHSTER ABSCHNirr 

Schlußbestimmungen 

§51 

Register demokratischer Betriebskooperativen 

(1) Die Vorschriften des § 9 des Handelsgesetzbu- 
ches finden auf das Register für demokratische Be- 
triebskooperativen Anwendung. 

Eine gerichüiche Bekanntmachung von Eintragungen 
findet gemäß §§ 12, 43, 48, 50 durch den Bundesan- 
zeiger statt. Auf Antrag der Geschäftsführung kann 
das Registergericht neben dem Bundesanzeiger noch 
andere Blätter für die Bekanntmachung bestimmen; 
in diesem Fall hat das Gericht jährlich im Dezember 
die Blätter zu bezeichnen, in denen während des Jah- 
res die Veröffentlichungen erfolgen sollen. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden die 
Eintragungen ihrem ganzen Inhalt nach veröffent- 
licht. 

(3) Die Bekanntmachung gilt mit dem Tag als er- 
folgt, an dem der Bundesanzeiger oder im Falle des 
Absatzes 1 das letzte der die Bekanntmachung enthal- 
tenen Blätter erschienen ist. 

§ 52 

Ausführungsbestimmungen 

Die zur Ausführung der Vorschriften über das Regi- 
ster demokratischer Betriebskooperativen und die 
Anmeldungen zu denselben erforderhchen Bestim- 
mungen werden durch den Bundesrat erlassen. 

§ 53 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


Einführung in den Gesetzentwurf 

Mit dem Gesetzentwurf werden eine Reihe von Zielen 
verfolgt, die sich aus den ökologisch-sozialen Bewe- 
gungen heraus als neue Formen von Arbeit und 
Eigentum in sozialer und ökologischer Verantwortung 
entwickelt haben. 

Diese spiegeln sich im Streben nach gemeinschafth- 
cher Verantwortung in der Betriebsführung, nach 
egalitären Kooperationsbeziehungen, nach befriedi- 
genden Arbeitsprozessen und ökologisch orientierter 
Produktion im Spektrum selbstverwalteter Arbeits- 
und Lebensformen. Ideelle und gewerbliche Vereini- 
gungen, denen diese neuen Werte Pate stehen, stoßen 
bei der Umsetzung jedoch sehr schnell an die Grenzen 
unseres konventionellen Gesellschaftsrechts und ver- 
fügen über keine eigenständige rechtliche Identität. 

Der Entwurf beabsichtigt, dem breiten Spektrum de- 
mokratisch organisierter Arbeits- und Lebensformen 
eine Rechtsform anzubieten, in der im Innenverhältnis 
die Beteiligten auf das Prinzip der unmittelbaren 
Selbstverwaltung verpflichtet werden und dieses 
nach außen sichtbar wird. 

Das Gesetz regelt in fünf Abschnitten Begriff und Er- 
richtung, die Rechtsverhältnisse der Betriebe und Be- 
triebsbeteiligten, die Vertretung der Betriebskoopera- 
tive, die Kapitalneutralisierung, die Auflösung und 
Verschmelzung demokratischer Betriebskooperati- 
ven. Der 6. Abschnitt enthält einige Schlußbestim- 
mungen. 

Der Inhalt des Gesetzes ist mit folgenden wesentli- 
chen Merkmalen zu beschreiben: 

1. Er bestimmt das Verhältnis von Kapital und Arbeit 
insoweit neu, als er den Grundsatz „Arbeit führt zu 
Eigentum“ einführt (§§ 1, 14 Abs. 2 und 3) und die 
herrschende Rolle des Kapitals als entscheidimgs- 
relevanten Faktor zurückdrängt (§§ 7, 18, 19, 22, 
36 ff.). 

Das Gesetz bestimmt den Eigentumsbegriff dahin 
gehend neu, daß die erwirtschafteten Betriebser- 
gebnisse als gemeinschaftliches Eigentum aller am 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten konstituiert werden 
und der Erhaltvmg von Betriebs- und Arbeitsstätten 
Vorrang vor individuellen Vermögenszuwächsen 
eingeräumt wird (§§ 18, 19, 36 ff.). Eine Partizipa- 
tion der einzelnen Beteiligten an den erwirtschaf- 
teten Ergebnissen wird durch das Gesetz nicht ge- 
nerell ausgeschlossen (§ 20 Abs. 3 Ziff. 3, 4, 5). 

2. Eine steuerbegünstigte Variante der KapitalneU’ 
tralisierung, die als Wahloption ausgestaltet 
wurde, versperrt den Zugriff auf die Produktions- 
mittel einer demokratischen Betriebskooperative 
(§ 36 ff.), indem sie Höchstgrenzen für das Aus- 
trittsgeld ausscheidender Beteiligter festsetzt, eine 
Aufteilung der Produktionsmittel an die Beteüigten 


im Falle der Auflösung des Betriebes untersagt 
(§§ 36, 38) imd die Überführung des verbleibenden 
Betriebsvermögens an andere demokratische Be- 
triebskooperativen bzw. eine Beteiligungsgesell- 
schaft anordnet, die das Vermögen für Zwecke an- 
derer demokratischer Betriebskooperativen zu ver- 
wenden hat (§38). 

3. Eine Beteiligung an einer demokratischen Be- 
triebskooperative ist nur unter der Voraussetzung 
von auf Dauer angelegter Mitarbeit möglich (§§ 1, 
2, 7 Abs. 2, 14 Abs. 3). Nur die kontinuierliche 
aktive Mitarbeit gewährt ein Stimmrecht in den 
Angelegenheiten des Betriebes. Kapital-, und 
Mehrstimmenrechte sind ausgeschlossen (§ 14 
i. V. m. § 22). 

Um zu verhindern, daß demokratische Betriebsko- 
operativen nur wenige Beteiligte, aber viele Ar- 
beitnehmer/innen beschäftigt und damit zu einem 
Betrieb herkömmlicher Art unter neuer Fahne de- 
generiert, begründet das Gesetz in § 14 Abs. 3 ei- 
nen Rechtsanspruch auf Aufnahme als Beteiligte/r, 
für Personen, die über einen Zeitraum von zwei 
Jahren für die demokratische Betriebskooperative, 
unabhängig von der vertraghchen Gestaltung der 
Arbeitsbeziehung, tätig waren (§ 14 Abs. 3). 

4. Als oberstes Organ der demokratischen Betriebs- 
kooperative führt das Gesetz die Betriebsvollver- 
sammlung ein, in der die Beteiligten über aUe An- 
gelegenheiten entscheiden und durch Beschluß- 
fassung die Belange der demokratischen Betriebs- 
kooperative regeln (§ 20). Gnmdlagenentschei- 
dungen des Betriebes dürfen der Betriebsvollver- 
sammlung nicht genommen werden. 

Neben der Betriebsvollversammlung schreibt das 
Gesetz zwingend das Organ der Geschäftsführung 
vor (§8). Sie vertritt als einzige die demokratische 
Betriebskooperative nach außen (§ 29). 

Ab einer Betriebsgröße von mehr als 20 Beteiligten 
oder Beschäftigten schreiben die §§ 26, 27 die Bil- 
dung eines Wirtschafts- und Sozialausschusses vor, 
die eine beobachtende und kontroUierende Funk- 
tion gegenüber der Geschäftsführung haben, die 
Betriebsvollversammlung beraten und ihr zuarbei- 
ten. 

5. Der Gesetzentwurf ist in seiner gesamten Konzep- 
tion so ausgelegt, daß er ein flexibles, den unter- 
schiedlichen Bedürfnissen von kleinen und großen 
Betrieben anpassungsfähiges Instrument ist. Er 
eignet sich jedoch nicht für „Fusionen" von demo- 
kratischen Betriebskooperativen. 

Der Gesetzentwurf schließt Kapitalstimmrechte für 
eingebrachtes Kapital ausdrücklich aus. Die erar- 
beitete Rendite kommt dem Unternehmen zugute. 
Die steuerliche Privilegierung für kapitalneutrali- 
sierte demokratische Betriebskooperativen (§ 37) 
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ist ein erster Ansatz, die Erhaltung von Arbeitsplät- 
zen als gemeinnützig anzuerkennen. § 38 ist als 
Hinweis auf ein weitergehendes geschlossenes 
Konzept zur regionalpohtischen Förderung demo- 
kratischer imd ökologischer Betriebe zu verstehen, 
welches nicht Gegenstand der Rechtsform sein 
kann. Es ist jedoch imabdingbar, den Entwurf für 
eine solche Rechtsform im Kontext unserer Überle- 
gimgen für Infrastrukturen einer ökologisch und 
demokratisch orientierten Regionalp ohtik zu se- 
hen. 


A. Allgemeines 

Die aktuellen demokratischen Betriebs- und Unter- 
nehmensformen finden ihren unmittelbaren Aus- 
gangspunkt in den neuen sozialen Bewegungen mit 
ihrer Orientierung an Wert- und Sinnfragen, an 
„ganzheithchen" Erklärungsmustem und Hand- 
lungsperspektiven. Sie werden in kooperativen, soli- 
darischen und selbstbestimmten Lebens- und Arbeits- 
formen gesucht, die bewußt der Erfahrung langanhal- 
tender Massenarbeitslosigkeit entgegengesetzt wer- 
den. 

In der umfangreichen Literatur hierzu und im allge- 
meinen Sprachgebrauch wird diese Betriebskultur mit 
vielen Namen bedacht: die neuen Selbständigen, ört- 
liche Beschäftigungsinitiativen, alternative Projekte, 
genossenschaftiiche Betriebe, selbstverwaltete Be- 
triebe, Belegschaftsinitiativen, Frauenbetriebe. 

Bei aller Namensvielfalt, die die neuartige Betriebs- 
kultur begleitet, liegt das spezifische Charakteristi- 
kum dieser Betriebe in dem Bemühen, demokratische 
Formen des Arbeitens und Wirtschaftens zu praktizie- 
ren und Entscheidungsgewalt aufgrund von Kapital- 
einflüssen umfassend zu neutralisieren. Dies wurde 
übereinstimmend in allen Studien über diesen neuen 
Sektor herausgearbeitet. 

Die Konstituierung demokratischer und selbstbe- 
stimmter Arbeitsformen ist jedoch keine einmahge 
Erscheinung jüngerer sozialer Bewegungen. 

Der gesetzgebungspolitische Gestaltungsauftrag ist 
periodisch wiederkehrend formuliert worden. Die Ge- 
nossenschaftsbewegung des letzten Jahrhunderts 
proklamierte die Lösung der sozialen Frage auf unter- 
schiedlichen Entwicklungswegen, die auf dem Ge- 
danken der Selbsthilfe einerseits und dem des wirt- 
schafthchen Verbundes andererseits beruhten. Dem- 
gegenüber wurden während der 30er Jahre dieses 
Jahrhunderts unter den Bedingungen einer ausdiffe- 
renzierten Industrie gesellschaft umfassende Vorstel- 
lungen und Forderungen einer Demokratisierung der 
Wirtschaft formuhert, die in modifizierter Programma- 
tik ungebrochen in der gewerkschafthchen Forde- 
rungspohtik auf nationaler wie auf europäischer 
Ebene fortbestehen und unter dem Stichwort der Wirt- 
schaftsdemokratie als unerledigter Punkt immer wie- 
der auf der Tagesordnung auftauchen. 

Die jüngste Generation demokratischer Betriebsfor- 
men läßt sich weder der Kontinuität einer traditions- 


reichen Genossenschaftsbewegung gutschreiben, 
noch läßt sie sich unmittelbar in die Kontinuität wirt- 
schaftsdemokratischer Konzepte einreihen. In ihr ver- 
binden sich vielmehr gedanklich und real praktizierte 
Elemente sozialer Selbsthilfe mit demokratischen Ar- 
beits- und Wirtschaftsformen, die nicht die gesamte 
Bandbreite wirtschaftsdemokratischer Vorstellungen 
umfassen, sondern als kleine Einheit auf dem Weg zu 
einer Demokratisierung der Wirtschaft bezeichnet 
und verstanden werden müssen. 

Hauptanhegen demokratischer Betriebsformen auf 
dieser Ebene ist es, eine Betriebsstruktur aufzubau- 
en, die dem unmittelbaren Demokratieprinzip 
und der Gleichheit der im Betrieb Tätigen unterein- 
ander verpflichtet ist. Die Ausstattung aller Mitar- 
beiter solcher Betriebe mit gleichen Rechten und 
Pflichten, unter Abkopplung der Entscheidungsbe- 
fugnisse vom Eigentum des einzelnen an Pro- 
duktionsmitteln, stellt sowohl untemehmensverfas- 
sungsrechtiich als auch betriebswirtschaftiich den 
weitestgehenden Unterschied gegenüber Be- 
triebs- und Untemehmensformen dar, wie sie 
in der Bundesrepublik Deutschland derzeit vorherr- 
schen. 

Nicht „Soziale Marktwirtschaft" sondern eine „Eco- 
nomie sociale" (Sozialwirtschaft) nach dem französi- 
schen Modell von Charles Gide, das vom Wirtschafts- 
und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaf- 
ten aufgegriffen wurde, ist Leitidee dieser jüngeren 
Ansätze demokratischer Arbeits- und Wirtschaftsfor- 
men. 

Wie jedes am Wirtschaftsleben teilnehmende Subjekt 
unterliegen wirtschaftsdemokratische Kooperativen 
dem Zwang, sich dem bestehenden gesellschafts- 
rechtiichen Formangebot zu unterwerfen, die für sie 
passendste Form zu suchen und im Rahmen der Dis- 
positionsfreiheit zu gestalten. 

Rechtsformen als „Garderobe" der Wirtschaftsgesell- 
schaft können gut oder schlecht sitzen, ihre Träger in 
ein besseres oder in ein schlechteres Licht rücken. 
„Falsche Kleider machen falsche Leute" (Höland). 

Das zur Verfügung stehende gesellschaftsrechthche 
Formangebot verfügt über eine beachtiiche Flexibili- 
tät und Dispositionsfreiheit, die von demokratisch 
strukturierten Betriebsinitiativen in ihrer gesamten 
Bandbreite genutzt wird. Mit seiner dualen Orientie- 
rung im Gesellschaftsrecht, als Recht der Anteils- 
eigner und Gesellschafter einerseits und als Arbeits- 
recht als Sonderrecht der abhängig Beschäftigten 
andererseits, erweist es sich für demokratische Be- 
trieb sstrukturen jedoch nicht nur als unzulänglich, 
sondern in starkem Maße als hinderlich. Selbst- 
verwaltete Betriebe befinden sich rechtiich zwi- 
schen den Welten von Arbeit und Kapital und ver- 
einigen sie durch ihre Praxis. Der vorliegende 
Gesetzentwurf rückt das duale System der herr- 
schenden Wirtschaftsordnung dichter aneinander, 
ohne in die Rechte der abhängig Beschäftigten 
einzugreifen. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu§ 1 

§ 1 knüpft an dem einheitlichen Merkmal des Betrie- 
bes als arbeitsplatzbezogene und organisatorische 
Einheit an, innerhalb derer die Beteiligten allein oder 
mit Hilfe von sächlichen und immateriellen Mitteln 
bestimmte arbeitstechnische Zwecke fortgesetzt ver- 
folgen. 

Der Begriff der Kooperative kennzeichnet nahezu in 
der gesamten romanischen Sprachwelt selbstorgani- 
sierte Formen der Zusammenarbeit, Mitarbeit imd 
Mitwirkung, die in den europäischen Nachbarländern 
ausdrücklich genossenschaftiiche Formen der Arbeit 
einbeziehen und in der gesetzlichen Terminologie ih- 
ren Niederschlag finden. Die Aufnahme des Begriffs 
Kooperative in die Legaldefinition des § 1 als Betriebs- 
kooperative stellt die Zusammenarbeit als eines von 
zwei Elementen in den Mittelpunkt der vorhegenden 
Rechtsform und führt sie begrifflich näher an ver- 
gleichbare Rechtsformen unserer europäischen Nach- 
barn heran. 

Das kooperative Leitbild ist komplementär zum De- 
mokratieprinzip zu sehen, das in § 1 des vorhegenden 
Gesetzes gegenüber dem vorherrschenden geseU- 
schaftsrechthchen Demokratieprinzip im bestehen- 
den Formangebot neu definiert wird. Im Recht der 
GeseUschaft Bürgerhchen Rechts, GmbH und Aktien- 
geseUschaft bestimmen die Gesellschafter und An- 
teilseigner überwiegend mittels des eingesetzten Ka- 
pitals über die Belange der GeseUschaft. Arbeitneh- 
mer und Beschäftigte werden vom geseUschaftsrecht- 
hchen Entscheidimgsprozeß ausgeschlossen. Ihnen 
stehen ledighch die bescheidenen Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsmöghchkeiten nach dem Betriebs- 
verfassungsgesetz und den Mitbestimmungsgesetzen 
zur Verfügimg. Von einer gleichberechtigten Einwir- 
kung der Arbeitnehmer auf ihre Arbeitsbedingungen 
kann im institutionahsierten System der Mitbestim- 
mung keine Rede sein, denn die meisten und wichtig- 
sten Entscheidungen werden auch heute noch aUein 
vom Arbeitgeber getroffen. 

§ 1 des Gesetzentwurfes ordnet die geseUschaftsrecht- 
hche und damit betriebhche Entscheidungskompe- 
tenz so, wie sie grundlegend in § 950 BGB — Arbeit 
führt zu Eigentum am Produkt der Arbeit -> positiv 
zum Ausdruck gebracht wurde. § 1 trägt diesem 
Grundsatz Rechnung, indem er die gesellschaftsrecht- 
liche Mitgliedschaft auf der Basis einer alleinigen Ka- 
pitaleinlage ausschheßt und die dauernde aktive Tä- 
tigkeit und Mitarbeit zum konstitutiven Merkmal für 
die Beteihgung an einer demokratischen Betriebsko- 
operative vorsieht. Der Begriff der Arbeit bzw. der 
Arbeitenden ist hierbei zunächst losgelöst von seiner 
vertraghchen Gestaltung formuliert, als zweckmä- 
ßige, bewußte Tätigkeit des Menschen, die als körper- 
liche oder geistige Arbeit geleistet wird. 

Die vertraghche Gestaltung der Mitarbeit in demokra- 
tischen Betriebskooperativen ist nach den arbeits- 
und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften als 
abhängiges Beschäftigimgsverhältnis oder nach den 
Regeln des Gesellschaftsrechts als selbständige Ar- 
beit zu regeln. 


Ebenso überläßt der Begriff „auf Dauer" die vertrag- 
hche Ausgestaltung der Dispositionsfreiheit der Ak- 
teure. Die Dauer der Mitarbeit kann dadurch als täg- 
hche, wöchenthche, monatiiche oder jährhche Ar- 
beitszeit gesehen werden. Sie kann Unterbrechungen 
der dauernden Mitarbeit vorsehen oder ausschhe- 
ßen. 

Nur wer das konstitutive Merkmal der dauernden 
Mitarbeit erfüllt, wird „Eigentümer" und gleichbe- 
rechtigter Entscheidungsträger in den Angelegen- 
heiten der demokratischen Betriebskooperative. § 1, 
3. Halbsatz führt für diesen Personenkreis den einheit- 
hchen Begriff der Beteüigten ein, der durch § 2 näher 
bestimmt wird. 

Die Eigentümerposition, die § 1 den Beteüigten ein- 
räumt, ist nicht individuahsierbar. Sie steht unter dem 
gemeinschaflichen Verfügungsvorbehalt aUer Betei- 
hgten laut § 20 und räumt dem Erhalt des Betriebes 
durch die Vorschriften der §§ 18, 19 und 36 ff. oberste 
Priorität ein, die in der kapitalneutrahsierten, steuer- 
hch begünstigten Variante demokratischer Betriebs- 
kooperativen, im 4. Abschnitt ein Verteilungs verbot 
des Betriebsvermögens an die Beteüigten bei Austritt 
und Auflösung ausspricht. Wer nicht auf Dauer in 
einer demokratischen Betriebskooperative tätig ist, 
hat nach der Legaldefinition des § 1 kein Stimmrecht 
und ist nicht Beteiligter des Betriebes. 


Zu §2 

§ 2 nennt die Voraussetzung, die in demokratischen 
Betriebskooperativen Arbeitenden die SteUung eines/ 
einer Beteihgten und damit ein Entscheidungsrecht in 
aUen Angelegenheiten des Betriebes gewährt. 

Dem Grundsatz des § 1 folgend, daß die auf Dauer 
eingebrachte Tätigkeit bzw. Mitarbeit in einer demo- 
kratischen Betriebskooperative als einzige Legitima- 
tionsbasis zur gleichberechtigten Mitentscheidung 
führt, nennt § 2 Abs. 1 als erste Voraussetzimg für die 
SteUung eines/einer Beteiligten eine auf Dauer ange- 
legte Mitarbeit, die als Beitrag nach § 7 Abs. 2 in Form 
von Dienstleistungen bestehen und nach § 10 Ziff . 3 in 
der Satzung geregelt sein muß. Die Verpflichtung, 
Dienstleistungen als Beitrag zu erbringen, entsteht 
entweder durch den Gründungsakt oder durch eine 
spätere Aufnahme als Beteiligte/r, mit der die Aner- 
kennung der satzungsmäßigen Rechte und Pflichten 
und damit der Dienstleistungsverpflichtung für die 
Zukunft verbunden ist. 

Gemäß der Bestimmung des § 14 Abs. 1 entscheidet 
die BetriebsvoUversammlung über die Aufnahme von 
Beteüigten. § 2 i, V. m. §§ 14, 20 Abs. 3 Ziff. 5 verlan- 
gen demzufolge, um die SteUung eines Beteüigten 
einzuräumen, einen Aufnahmebeschluß der Betriebs- 
voUversammlung. Sofern die Voraussetzimgen für ei- 
nen Rechtsanspruch auf die Aufnahme als Beteüigte/r 
durch dauerhafte Mitarbeit erfüUt sind, verlangt § 14 
eine formeUe Bestätigung der Aufnahme oder eine 
triftige Begründung der Nichtaufnahme durch die Be- 
triebsvoUversammlung. 

Als drittes Merkmal setzt § 2 voraus, daß nur diejeni- 
gen Personen als Beteiligte anzusehen sind, die nach 
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Beschlußfassung durch die Betrieb svoUversammlung 
in das Verzeichnis der Beteiligten nach § 33 aufge- 
nommen wurden. 

Die Beschlußfassung der Betriebsvollversammlimg 
über die Aufnahme von Beteüigten ist ein echter Wil- 
lensbildungsakt. Die Aufnahme in das Verzeichnis 
hingegen ist ein formeller Akt, den die Geschäftsfüh- 
rung vorzunehmen hat, wenn die Betriebsvollver- 
sammlung die Aufnahme eines Beteiligten beschlos- 
sen hat. 


Zu §3 

§ 3 erlaubt die Gründung demokratischer Betriebsko- 
operativen zu jedem gesetzlichen Zweck. Die Zweck- 
formuherung setzt insoweit selbst keine Grenzen, wie 
sie in § 21 BGB für das Vereinsrecht mit der nicht 
erwerbswirtschaftiichen Zweckverfolgung oder der in 
§ 1 Abs. 1 Genossenschaftsgesetz aufgezählten Ge- 
nossenschaftstypen, die im wesentiichen aus der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts stammen imd 
heutige Wirtschaftsformen vermissen lassen, beste- 
hen. Die uneingeschränkte Zweckformulierung trägt 
dem tatsächhchen Erscheinungsbild der bislang im- 
einheitiich definierten „alternativen Betriebe" Rech- 
nung, die im gesamten Spektrum des sozial-gewerb- 
hchen, soziokultur eilen, Dienstleistungs- und Produk- 
tionssektors agieren. 


Zu §4 

§ 4 setzt die Mindestbeteiligtenzahl demokratischer 
Betriebskooperativen im Grundsatz auf mindestens 
drei fest und läßt nach oben eine unbeschränkte Zahl 
von Beteiligten zu. Eine Ausnahmeregelung besteht 
für reine Frauenbetriebe, da an der Gründung ge- 
mischter selbstverwalteter Betriebe durchschnittiich 
3—8 Personen, an der Gründung von Frauenbetrie- 
ben dagegen i. d. R. nur 2 Personen beteiligt sind. Die 
Sonderregelung für Frauenbetriebe wurde in Anleh- 
nung an die Erfahrungen eines enghschen Kooperati- 
venverbandes getroffen, um einen systematischen 
Ausschluß von Frauenbetrieben zu vermeiden. Mit 
dieser durchschnittiichen Betriebsgründungsgröße ist 
vielen Projekten der Zugang zum eingetragenen Ver- 
ein, soweit er als Organisationsform in Betracht 
kommt, oder der Genossenschaft versperrt, weil beide 
von einer Mindestmitgüederzahl von sieben ausge- 
hen. Die in § 4 festgelegte Mindestbeteiligtenzahl er- 
öffnet somit auch den zahlreichen kleineren Koopera- 
tiven, wie sie in der Selbstverwaltungslandschaft an- 
zutreffen sind, den Zugang zur Rechtsform der demo- 
kratischen Betriebskooperative. Die vorgesehene Re- 
gel-Mindestmitgliederzahl befindet sich im Gleich- 
klang mit den Eingangsvoraussetzungen, wie sie in 
den europäischen Nachbarländern bestehen, imd die 
auch in neueren NoveUierungsvorschlägen zum Ge- 
nossenschaftsgesetz zum Ausdruck kommen. Die 
nach oben unbegrenzte Zahl von Beteiligten berück- 
sichtigt bereits vorhandene größere demokratische 
Betriebsformen, wie sie als Belegschaftsbetriebe mit 
Belegschaftsstärken von 50 bis 300 und mehr beste- 
hen. 


Zu §5 

§ 5 regelt die Bildung der Firma demokratischer Be- 
triebskooperativen, die nach § 10 des Gesetzes zum 
notwendigen Inhalt der Satzung gehört. Die Regelung 
ist analog zu § 4 GmbHG in Verbindimg mit § 17 ff. 
HGB zu sehen. Absatz 2 schließt den Namen eines 
Beteiligten als Firmennamen ausdrücklich aus. Die 
Regelung unterstreicht damit den kooperativen Cha- 
rakter dieser Rechtsform. 


Zu §6 

Der vorhegende Gesetzentwurf gestaltet die Betriebs- 
verfassimg demokratischer Betriebskooperativen auf 
zwei Ebenen. Mit den zwingenden Normen des Ge- 
setzes werden bestimmte Grundsatzentscheidimgen 
vorgegeben, die von den Beteüigten nicht zu beseiti- 
gen sind. 

Kernstück der Betriebsverfassung ist die Satzung, für 
welche § 10 einen notwendigen Mindestinhalt vor- 
sieht. Die Satzungsgebimg ist i. V. m. § 11 Abs. 3 
Ziff. 1 zwingender Errichtungsakt, der die Grundla- 
gen der künftigen Betriebsarbeit näher gestaltet. 

Wie in anderen körperschaftiich strukturierten Ver- 
bänden und Gesellschaften bindet die Satzung die 
Gründer und spätere Beteüigte sowie Dritte verbind- 
hch. 


Zu §7 

Die Leistung von Beiträgen der Betriebsbeteüigten ist 
obügatorisches Element für die Konstituierung demo- 
kratischer Betriebskooperativen. 


Zu Absatz 1 

§ 7 Abs. 1 sieht für den Fall, daß die Beteüigten keine 
Abreden über die zu leistenden Beiträge treffen, glei- 
che Beiträge vor. Die Verpflichtung, gleiche Beiträge 
zu leisten, folgt dem Grundsatz der gleichberechtig- 
ten Teilhabe aUer Beteihgten am Betriebsgesche- 
hen. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 schreibt zwingend vor, daß die Beiträge in 
der Leistung von Diensten bestehen müssen. Die Ver- 
pflichtimg, Arbeitsleistungen als Beitrag zu erbrin- 
gen, wird in demokratischen Betriebskooperativen 
nicht nur zum wichtigsten Eintrittselement erhoben, 
sondern gleichzeitig zur einzigen Legitimation, die 
ein Stimmrecht in den Angelegenheiten des Betriebes 
verleiht. 

Nach Absatz 3 können die Beteiligten zwar auch Ka- 
pitaleinlagen als Beiträge vereinbaren, die Kapital- 
einlagen selbst können jedoch nur als Komplementär- 
beitrag zur Leistung von Diensten vereinbart werden, 
gewähren jedoch keinerlei gesonderte EinfliüJrechte 
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Über die Verfügungs- und Entscheidungsstrukturen 
innerhalb des Betriebes. 

Die aktive Mitarbeit in demokratischen Betriebsko- 
operativen ist unverzichtbare Beteiligungs Verpflich- 
tung und einzige Grundlage, die zur Mitentscheidung 
berechtigt. 


Zu § 8 

Demokratische Betriebskooperativen sind gemäß § 13 
als juristische Personen ausgestaltet. 

Durch § 8 xmd die Regelungen im 3. Abschnitt erhal- 
ten demokratische Betriebskooperativen als juristi- 
sche Person das notwendige Organ, durch das sie den 
Willen der juristischen Person nach außen tragen und 
handeln können. Nur durch die Geschäftsführung 
kann die demokratische Betriebskooperative vertre- 
ten werden. Nach § 8 Abs. 1 muß die Geschäftsfüh- 
rung aus mindestens zwei Geschäftsführem/innen 
bestehen. Sie kann mehrere Geschäftsführer/innen 
haben. Die Entscheidung über die Anzahl der Ge- 
schäftsführer/innen obhegt dem Gründungsvertrag 
oder der BetriebsvoUversammlimg. Demokratische 
Betriebskooperativen können mit dieser Regelung die 
Geschäftsführung entsprechend ihren jeweüigen Be- 
dürfnissen anpassen. 

Zu Geschäftsführern/innen können nach Absatz 3 nur 
Betriebsbeteihgte bestellt werden. 


Zu § 9 

Das Gesetz betreffend demokratische Betriebskoope- 
rativen schreibt kein Stammkapital vor. 

Nach § 10 Ziff. 8 muß die Satzung, um eine Mindest- 
haftungsmasse vorzusehen, festlegen, welcher Teil 
des jährhchen Gewinnes in den Reservefonds einzu- 
stehen xmd welcher Betrag als Mindestgröße zu errei- 
chen ist. Ein fester Betrag, der in den Reservefonds 
einzulegen ist, wird wegen der unterschiedhchen Be- 
triebsverhältnisse und der sich ständig ändernden Ge- 
schäfts- und Größenverhältnisse des Betriebes nicht 
vorgegeben. Den Organen der demokratischen Be- 
triebskooperative obhegt es, eine ausreichende Re- 
serve zu bestimmen, wobei die strenge Zweckbin- 
dung Kriterien für eine Mindestausstattung hefert. 
Die Rücklagen dürfen nur zur Deckung von Bilanzver- 
lusten, deren ausschheßhche Zuständigkeit bei der 
Betriebsvollversammlung hegt, der Bereitstehung der 
Austrittsgelder nach § 18 des Gesetzes und zur Ab- 
wicklung eines Interessenausgleiches bei Betriebsän- 
derungen i. S. V. § 111 BetrVG, verwendet werden. 
Die Zweckbindung des Reservefonds verfolgt das 
Ziel, Ansprüche Dritter und der einzelnen Beteihgten 
sowie den Erhalt des notwendigen verfügbaren Be- 
triebsvermögens zu sichern. 


Zu § 10 

Die Satzimg ist die wichtigste Grundlage der Rechts- 
beziehimgen zwischen den Beteihgten und der demo- 
kratischen Betriebskooperative. Sie ist zwingendes 
Errichtungsgeschäft, mit dem die Beteihgten die Ein- 
zelheiten der künftigen demokratischen Betriebsko- 
operative gestalten und zugleich im Außenverhältnis 
dem Schutz der Gläubiger Rechnung tragen. 

§10 legt in den Ziffern 1 — 10 den Mindestinhalt der 
Satzimg abschheßend fest. 

Zu Ziffer 1 und 2 wird auf die Begründung zu § 5 
Bezug genommen. 

Zu Ziffer 3 wird auf die Begründung zu § 7 Bezug 
genommen. 

Zu Ziffer 4 wird auf die Begründung zu § 31 Bezug 
genommen. 

Zu Ziffer 5 wird auf die Begründung zu § 25 Bezug 
genommen. 

Zu Ziffer 6 wird auf die Begründung zu §§ 14, 16, 17 
Bezug genommen. 

Zu Ziffer 7 wird auf die Begründung zu § 18 Bezug 
genommen. 

Zu Ziffer 8 wird auf die Begründung zu § 9 Bezug 
genommen. 


Zu§ 11 

§ 1 1 regelt zum Zwecke der Eintragung in das Regi- 
ster für demokratische Betriebskooperativen die An- 
meldung, um Rechtsfähigkeit zu erlangen. 


Zu Absatz 1 

Die Anmeldung muß durch die Personen der Ge- 
schäftsführung vorgenommen werden. Sie sind nach 
§ 29 Abs. 1 diejenigen, die ausschheßhch die Demo- 
kratische Betriebskooperative nach außen vertreten. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 zählt die der Anmeldung beizufügenden Ur- 
kunden auf. Nach Ziffer 1 sind die Satzung und eine 
Abschrift der Satzung der Anmeldung beizufügen. 
Ziffer 2 verlangt ein Verzeichnis der Betriebsbeteihg- 
ten. Mit der Aufnahme in das Verzeichnis der Be- 
triebsbeteihgten entsteht gemäß § 2 i. V. m. §§ 14, 10 
Abs. 3 Ziff. 5, § 33 die Mitghedschaft in demokrati- 
schen Betriebskooperativen. Ziffer 3 verlangt Mittei- 
lung über die Vertretungsbefugnis der Personen der 
Geschäftsführung und verlangt die Anmeldung und 
Zeichnung der Unterschrift durch eine öffentlich be- 
glaubigte Form. Ziffer 4 verlangt die ausdrückliche 
Hervorhebung der Vertretungsbefugnis der Personen 
der Geschäftsführung. 

Die Personen der Geschäftsführung nach Ziffer 3 und 
ihre Vertretungsbefugnis nach Ziffer 4, sind nach § 12 
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Abs. 4 Ziffer 4 vom Registergericht bekanntzuma- 
chen. Die Vorschrift sorgt i. V. m. § 29 für ein einheit- 
liches Auftreten der demokratischen Betriebskoope- 
rative und trägt damit zur notwendigen Rechtssicher- 
heit im Geschäftsverkehr bei. 


Zu Absatz 3 

Mit der Beglaubigimg der Abschrift bestätigt das Ge- 
richt die Übereinstimmimg von Original und Ab- 
schrift. Die Rückgabe der beglaubigten Abschrift ist 
die Erklärung des Registergerichts, daß die demokra- 
tische Betriebskooperative eingetragen wurde. 


Zu § 12 


Zu Absatz 1 

§ 12 verlangt für demokratische Betriebskooperativen 
die Einrichtung eines eigenen Registers, das an die 
Stelle des Handelsregisters tritt. Die Eintragung in das 
Register dient der Rechtsklarheit gegenüber Dritten 
und wichtigen Fragen der Struktur der demokrati- 
schen Betriebskooperative im Innen- und Außenver- 
hältnis. 

Durch die Eintragung entsteht die eingetragene de- 
mokratische Betriebskooperative. Durch die Eintra- 
gung erlangt die demokratische Betriebskooperative 
Rechtsfähigkeit. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 ordnet die Führung des Registers, wie § 10 
Abs. 2 GenG, bei den zur Führung des Handelsregi- 
sters zuständigen Gerichten an. 


Zu Absatz 3 

Die Prüfung des Registergerichts bezieht sich auf alle 
rechtlichen Voraussetzimgen bei der Errichtung der 
demokratischen Betriebskooperative. Gegenstand 
der Prüfimg ist der notwendige Inhalt der Satzung 
gemäß § 10 und der vorgeschriebene Inhalt der An- 
meldung gemäß § 11. 


Zu Absatz 4 

Die Veröffentlichimg nach Absatz 2, die durch das 
Registergericht zu bewirken ist, dient dem Zweck der 
Öffentiichkeit, insbesondere dazu, den Personen, die 
mit der depiokratischen Betriebskooperative in recht- 
hchen Kontakt treten wollen, wesentliche Grün- 
dungsdaten mitzuteüen. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt klar, daß die demokratische Betriebs- 
kooperative vor der Eintragung nicht die Rechte einer 
demokratischen Betriebskooperative hat, sie insbe- 
sondere nicht rechtsfähig ist. 


Zu § 13 

Die demokratische Betriebskooperative ist juristische 
Person und erlangt als solche eigene Rechtspersön- 
hchkeit und damit volle Rechtsfähigkeit durch Eintra- 
gung in das Register. 

Mit der Verleihung der eigenen Rechtspersönhchkeit 
steht die stark personalistisch strukturierte demokra- 
tische Betriebskooperative zwischen den bestehen- 
den gesellschaftsrechtlichen Typen. Das bestehende 
Gesellschaftsrecht geht davon aus, daß die Verfol- 
gung eines Untemehmenszwecks, der vorrangig 
durch erbrachte Arbeits- und Sachleistungen der Ge- 
sellschafter erreicht wird, typischerweise als Perso- 
nengesellschaft organisiert wird. Werden dagegen 
zur Erreichimg des Untemehmenszwecks vorwie- 
gend Sachmittel eingebracht, hegt eine Kapitalgesell- 
schaft vor, in der die Arbeit als Austauschvertrag und 
nicht gesellschaftsrechthch geregelt wird. 

Die Zugehörigkeit zur Famüie der Personengesell- 
schaften oder der Kapitalgesellschaften entscheidet 
über eine Reihe von Rechtsfolgen für die Gesellschaf- 
ter. Vehemente Unterschiede schafft das Gesell- 
schaftsrecht in den unterschiedhchen Haftungssyste- 
men. Die Gesellschafter der Personengesellschaften, 
die Dienst- und Sachleistungen zu erbringen haben, 
haften gesamtschuldnerisch für die Gesellschafts- 
schulden, im Zweifel mit ihrem gesamten Privatver- 
mögen. 

Für Kapitalgesellschaften wurden demgegenüber Pri- 
vüegienmgstatbestände geschaffen. Für die Verbind- 
hchkeiten der Kapitalgesellschaften haftet den Gläu- 
bigem nur das Gesellschaftsvermögen (§ 13 GmbHG). 
Dem Trennungsprinzip der Vermögens- und Haf- 
tungsverfassung der Kapitalgesellschaften folgend, 
haften die Gesellschafter den Gesellschaftsgläubi- 
gem selbst dann nicht unmittelbar, wenn sie der Ge- 
sellschaft verbotswidrige Auszahlungen schxilden. 

Mit den unterschiedhchen Haftungsregelimgen der 
Personen- und Kapitalgesellschaften wird eine unter- 
schiedhche Wertigkeit von Kapitaleinlagen und Hu- 
mankapital hergestellt. Wer Kapital einlegt und an- 
dere für sich arbeiten läßt, erhält Haftungsverscho- 
nung, wer seine Arbeitskraft als Gesellschaftsbeitrag 
einbringt, haftet im Zweifel mit seinem gesamten per- 
sönhchen Hab und Gut. 

§ 13 Abs. 2 hebt dieses, das Kapital bevorzugende 
Haftimgssystem, auf, indem für die Verbindhchkeiten 
der Gläubiger nur das Betriebsvermögen demokrati- 
scher Betriebskooperativen haftet. 
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Zu § 14 

Zu Absatz 1 

§ 14 Abs. 1 regelt das Aufnahmeverfahren. Die Auf- 
nahme erfolgt durch schriftlichen Antrag an die Ge- 
schäftsführung. Über den Aufnahme antrag entschei- 
det durch Beschluß nach § 21 Abs. 1 die Betriebsvoll- 
versammlung. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 bezeichnet den Kreis der antragsberechtig- 
ten Personen. Entsprechend dem Grundsatz des § 1 
können nur diejenigen Personen einen Antrag zur 
Aufnahme als Beteiligte an demokratische Betriebs- 
kooperativen stellen, die bereits auf Dauer im Betrieb 
arbeiten oder ihre Absicht erklären, im Betrieb auf 
Dauer mitzuarbeiten. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 konkretisiert Absatz 2 in zweierlei Hin- 
sicht: 

a) Demokratische Betriebskooperativen werden ver- 
pflichtet, im Betrieb Tätige, die nicht Beteiligte des 
Betriebes sind, nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
als Beteihgte/r aufzunehmen. 

b) Personen, die über einen bestimmten Zeitraum in 
demokratischen Betriebskooperativen tätig sind, 
erhalten einen Rechtsanspruch auf Aufnahme als 
Beteiligter der demokratischen Betriebskoopera- 
tive. 

Absatz 3 konkretisiert den Grundsatz, daß Arbeit zu 
Eigentum bzw. Entscheidungsrechten führt. Auf die 
Vertragsgestaltung kommt es bei der Tätigkeit nicht 
an. Die für die demokratische Betriebskooperative 
ausgeübte Tätigkeit kann als abhängiges Beschäfti- 
gungsverhältnis, freie Mitarbeitertätigkeit oder in 
sonstiger vertraghcher Form erbracht werden. Durch 
die Regelung wird verhindert, daß ein Rechtsan- 
spruch auf Aufnahme als Beteiligte/r, eines/einer im 
Betrieb Tätigen durch privatvertragüche Gestaltungs- 
formen, umgangen werden kann. Mit der zeitiichen 
Fixierung auf eine ununterbrochene Tätigkeit von 
zwei Jahren bzw. einer innerhalb von fünf Jahren 
zusammengerechneten Tätigkeit von zwei Jahren, 
wird den demokratischen Betriebskooperativen die 
Möghchkeit gegeben, eine gemeinsame Arbeit auf 
Probe zu vereinbaren oder auch Beschäftigungs- oder 
Tätigkeitsverhältnisse für saisongebundene oder son- 
stige arbeitsintensive Zeiten zu begründen, ohne daß 
sofort ein Anspruch auf den Status eines/einer Betei- 
ligten entsteht. 


Begründung zu § 15 

Die Quahfizierung eingebrachter Arbeits- und Dienst- 
leistungen, die Berücksichtigung des Arbeitsverhält- 
nisses oder mehr die Betonung des Mitgliedschafts- 


verhältnisses, zählt schon seit 1922 zu den unbewäl- 
tigten Problemen genossenschaftiicher Arbeitsfor- 
men. Unter dem Schlag wort Humankapital als Gesell- 
schafterbeitrag haben sich die verschiedenen höchst- 
instanzlichen Gerichte auch in jüngerer Zeit mehrfach 
mit der Statusqualifizierung von mitarbeitenden Ge- 
sellschaftern beschäftigt imd eine beachtiiche Band- 
breite von Fallkonstellationen entwickelt. EinheUig 
gehen Rechtsprechung und Literatur davon aus, daß 
über den Status der Beschäftigten als Selbständige 
oder Arbeitnehmer nicht paktiert werden kann 
(BSGE 51, 164, 167). Der verfassungsrechtiiche 
Grundsatz der Vertragsfreiheit findet seine Grenzen 
dort, wo die Parteien ein Beschäftigungsverhältnis 
einrichten, das nach seiner tatsächlichen Ausgestal- 
tung imd nach objektiver Wertung als Arbeitsverhält- 
nis eingeordnet werden muß (statt vieler BAG AP 
Nr. 34, 36, 42 zu § 611 BGB, Abhängigkeit). Kriterium 
für die Bestimmimg eines Dienst- bzw. Arbeitsverhält- 
nisses ist das Vorhandensein einer persönlichen Ab- 
hängigkeit mit dem Merkmal der Weisungsgebun- 
denheit, die sich vor allem in bezug auf Ort, Zeit und 
Art der zu leistenden Arbeit und die Ordnung im Be- 
trieb schlechthin bezieht. Weisungsgebundenheit 
hegt auch dann vor, wenn im Rahmen eines kollekti- 
ven Entscheidungsprozesses das einzelne Individuum 
des Kollektivs sich dem Willen des Gesamtkollektivs 
zu unterwerfen hat (vgl. LAG Hamm, DB 1986, 
392). 

Der Ausschluß eines abhängigen Beschäftigungsver- 
hältnisses wird nach der herrschenden Rechtspre- 
chung an der Einflußmacht des Gesellschafters ge- 
messen. Hat der Gesellschafter eine beherrschende 
Stellung innerhalb der Gesellschaft, etwa über eine 
mehr als 50%ige Kapitalbeteiügung oder gesell- 
schaftsvertraglich vereinbarte Sperrminoritäten, wird 
ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis weitgehend 
ausgeschlossen (BSGE 13, 199; 38, 53; 41, 1). 


Zu Absatz 1 

§ 15 des Gesetzentwurfes greift die Markierungslinien 
der Rechtsprechung für die Quahfizierung der einge- 
bracht en Dienstleistung auf imd formuhert in Ab- 
satz 1, wann ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 
ausgeschlossen ist. 

Demokratische Betriebskooperativen, für die in den 
Angelegenheiten des § 20 Abs. 3 Ziff. 1 — 11 in der 
Satzung das Einstimmigkeitsprinzip postuUert wird 
oder dem einzelnen Beteüigten ein Vetorecht einge- 
räumt wird, so daß ein Beschluß gegen ein eingelegtes 
Veto nicht wirksam werden kann, sind in ihren Ar- 
beitsbeziehungen als selbständig Tätige zu behan- 
deln, da eine Weisungsgebundenheit gegenüber der 
Gesamtheit der Beteüigten in dieser Konstellation 
ausscheidet. 


Zu Absatz 2 

Demgegenüber bestimmt Absatz 2, daß alle Beteüig- 
ten, die in einer demokratischen Betriebskooperative 
Arbeits- bzw. Dienstleistungen erbringen, in einem 
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abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehen, soweit 
nicht die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorlie- 
gen. 

§ 15 Abs. 2 stellt ferner eine einheitliche dienst- bzw. 
arbeitsvertragliche Gleichstellung her. Das herr- 
schende Arbeitsrecht unterteilt abhängig Beschäftigte 
in die Gruppe der Arbeiter und Angestellten (statt vie- 
ler: § 168 Abs. 1 AFG). Die Verkehrsanschauung stellt 
zur Unterscheidung der beiden Gruppen auf die ver- 
einbarte und ausgeübte Tätigkeit ab. Arbeiter sind 
danach Personen, die überwiegend körperliche Ar- 
beit, Angestellte dagegen diejenigen, die überwie- 
gend geistige Arbeit leisten. Sozial- und rechtspoli- 
tisch ist eine Einebnung der beiden Arbeitnehmer- 
gruppen seit langem zu beobachten. Gravierende Un- 
terschiede in der Behandlung der Arbeiter und Ange- 
stellten bestehen kaum noch, wenngleich in einigen 
Bereichen der Angleichungsprozeß noch fortzuschrei- 
ben ist. 

In demokratischen Betriebskooperativen entscheiden 
die Beteiligten nach § 20 Abs. 1 des Gesetzes über alle 
Angelegenheiten, die den Betrieb betreffen. Darin 
eingeschlossen sind, wenn gesetzliche Vorschriften 
dem nicht entgegenstehen, auch die Regelung der 
Arbeitsbeziehungen. Dabei ergänzend zu berücksich- 
tigen ist, daß in demokratischen Betriebskooperativen 
die Arbeitsorganisation und der Arbeitsprozeß für die 
Beteiligten überschaubar und begreiflich bleiben soll. 
Was vorne herein und hinten heraus kommt, soll in 
seinen einzelnen Arbeitsphasen durchschaut und be- 
einflußbar bleiben. Vielfach wird deshalb eine Ar- 
beitsplatzrotation vorgesehen, um die Übersicht über 
Arbeits- und Produktionsabläufe zu gewährleisten. 
Hand- und Kopfarbeit wechseln sich gegenseitig ab. 
Angesichts des ohnehin starken Korrosionsprozesses 
im Arbeiter- und Angestelltenverhältnis ist nach dem 
Rotationsprinzip in demokratischen Betriebskoopera- 
tiven eine Differenzierung in Arbeiter und Angestellte 
und der hieraus vertraglich unterschiedhchen Be- 
handlung überhaupt nicht mehr zu vertreten. 

Dem gleichberechtigten Entscheidungsprozeß in al- 
len Angelegenheiten des Betriebes würde es überdies 
widersprechen, wenn auf der Durchführungsebene 
unterschiedhche Rechtsverhältnisse geschaffen wür- 
den. Absatz 2 sieht deshalb einheitlich für die Dienst- 
vertragsverhältnisse das Angestelltenverhältnis vor. 


Zu Absatz 3 

Organmitglieder juristischer Personen nehmen im So- 
zial- und Arbeitsrecht eine Sonderstellung ein. Sie 
sind gemäß § 7 I SGB IV abhängig Beschäftigte, ohne 
Arbeitnehmer zu sein (§5 1 Satz 3 ArbGG). Der Aus- 
klammerung der Arbeitnehmereigenschaft bei Or- 
ganmitgliedern juristischer Personen liegt die Vorstel- 
lung zugrunde, daß Organmitgheder juristischer Per- 
sonen die oberste Weisungsbefugnis innehaben und 
die eigentlichen Prinzipale juristischer Personen 
sind. 

Die generalisierende Herausnahme von Organmit- 
gliedern juristischer Personen aus dem Schutzbereich 
des Arbeitsrechts übersieht die Weisungsgebunden- 


heit auch von Organmitgliedern. Vorstands- und Or- 
ganmitgliederjuristischer Personen unterhegen in un- 
terschiedlich starkem Maße den gesellschaftsrechtii- 
chen und satzungsmäßigen Vorschriften und Verein- 
barungen oder den Beschlüssen der jeweiligen höch- 
sten Organe der juristischen Person. Gesellschaftsver- 
träge, Satzungen und Beschlüsse der obersten Organe 
enthalten für die Organmitglieder juristischer Perso- 
nen eindeutige Handlungsanweisungen. Sie be- 
schränken das eigene Handeln der Organmitgheder 
oder legen bestimmte Handlungsmuster fest, denen 
sich die Organmitglieder zu unterwerfen haben. 

Die Weisungsgebundenheit der Organmitgheder de- 
mokratischer Betriebskooperativen muß in einem we- 
sentlich engeren Verhältnis gesehen werden. Dies 
folgt aus der allumfassenden Kompetenz der Betriebs- 
vollversammlung, die sämthche Entscheidungen an 
sich ziehen und der Geschäftsführung entsprechende 
Weisungen erteilen kann. § 29 verzichtet daher zu- 
gunsten eines breiteren Demokratiekonzeptes auf das 
eigenverantwortliche Leitungsmonopol der Ge- 
schäftsführer, wie es etwa in § 26 GenG für den Vor- 
stand vorgesehen ist. Dabei wird nicht übersehen, daß 
größere Betriebseinheiten, aus arbeitsorganisatori- 
schen und ökonomischen Gründen, Kompetenzzu- 
weisungen an kleinere Entscheidungseinheiten erfor- 
derlich machen. Aber auch für diesen Fall sieht § 25 
Abs. 4 und 5 eine Abstimmung zwischen dem zusätz- 
lich geschaffenen Organ und der Geschäftsführung 
vor. Die Bindung der Geschäftsführung demokrati- 
scher Betriebskooperativen gegenüber den Beschlüs- 
sen der Betriebsvollversammlung bzw. weiterer Or- 
gane ist im Vergleich zu bestehenden juristischen Per- 
sonen insgesamt restriktiver zu sehen. Absatz 3 
schreibt deshalb auch für die Beteiligten in der Ge- 
schäftsführung die Arbeitnehmereigenschaft im 
Sinne von Abs. 2 vor. 

Eine andere Behandlung der Geschäftsführung in 
demokratischen Betriebskooperativen würde den 
Gleichheitsgrundsatz der Beteiligten, wie er in § 1 
konstituiert wird, durchbrechen. 


Zu § 16 

§ 16 nennt die Tatbestände, die zur Beendigung einer 
Beteiligung an demokratischen Betriebskooperativen 
führen. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 zählt dem Gesellschaftsrecht übhche Been- 
digungstatbestände auf. Das Recht, die Mitgliedschaft 
durch schriftliche Austrittserklärung zu beenden, ge- 
hört zu den unverzichtbaren Rechten der Beteiligten 
nach Absatz 1. Das Austrittsverfahren wird in den 
Absätzen 2 — 4 näher geregelt. Dem höchstpersönli- 
chen Austrittsrecht wird das Recht der demokrati- 
schen Betriebskooperative als juristische Person ge- 
genübergestellt, die Beendigung der Beteiligung 
durch ein Ausschlußverfahren, das in § 17 geregelt 
wird, zu beenden. 
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Zu Absatz 2 

Die Beendigung der Beteiligung durch Austritt wird 
mit Absatz 2 an die Einhaltung einer Mindestkündi- 
gungsfrist von 6 Wochen zum Quartalsende geknüpft. 
Mit der vorgegebenen Kündigungsfrist sollen sowohl 
die Betriebe als auch die austretenden Beteiligten in 
die Lage versetzt werden, die aus dem Austritt resul- 
tierenden Konsequenzen neu zu ordnen. 


Zu Absatz 3 

Durch Absatz 3 wird die Möglichkeit eingeräumt, die 
Kündigungsfrist den Erfordernissen des Betriebes und 
dem Willen der Beteüigten entsprechend bis zur 
Dauer eines Jahres zu verlängern. Daneben erlaubt 
Absatz 3 den Austritt eines/einer Beteiligten ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist, wenn die Betriebs- 
vollversammlung diesem Verlangen zustimmt. Durch 
die Regelung des Absatzes 3 soll der Austritt von Be- 
teiligten unter Berücksichtigung aller betrieblichen 
und persönhchen Verhältiüsse eine flexible Handha- 
bung gewährleisten. 


Zu Absatz 4 

Ein außerordentliches Kündigungsrecht ohne Einhal- 
tung einer Kündigungsfrist gewährt Absatz 4. Als Vor- 
aussetzung für den außerordentlichen Austritt eines/ 
einer Beteüigten bestimmt Absatz 4, daß die Betriebs- 
voUversammlung eine Satzungsänderung gegen den 
Willen des/der Beteüigten beschließt, die wesentliche 
Teüe der Satzung verändert. 


Zu§ 17 

§ 17 konkretisiert die Beendigung der Beteüigung 
durch Ausschluß. 


Zu Absatz 1 

Durch § 16 Abs. 1 wird anerkannt, daß neben der per- 
sönlichen Entscheidung eines Austritts auch die de- 
mokratische Betriebskooperative ein Interesse daran 
haben kann, sich durch Ausschluß von einzelnen Be- 
teiligten zu trennen. 

Als zuständiges Organ nennt § 17 Abs. 1 für den Aus- 
schluß, wie für die Aufnahme von Beteüigten die Be- 
triebsvoUversammlung. Der Ausschluß durch die Be- 
triebsvoUversammlung steUt die massivste Form des 
Eingriffs in die Rechte des/der einzelnen Beteüigten 
dar, die u. U. mit dem Verlust der Einkommens- und 
danüt Existenzbasis einhergeht. Unter dem Gesichts- 
punkt eines hohen Schutzniveaus legt Absatz 1 daher 
im Unterschied zum Aufnahmebeschluß ein Mehr- 
heitsquorum von mindestens Vs für einen wirksamen 
Beschluß der den Ausschluß eines/einer Beteüigten 
zur Folge hat, fest. Mit dem hohen Mehrheitserforder- 
nis wird einerseits dem Schutzinteresse der einzelnen 
Beteihgten entsprochen und andererseits eine inten- 


sive Befassung und ein breiter Konsens in der Be- 
triebsvollversammlung über den Ausschlußgrund ge- 
fordert. 


Zu Absatz 2 

Der Beschluß über den Ausschluß eines/einer Betei- 
ligten setzt einen wichtigen Grund zwingend voraus. 
Das Merkmal des wichtigen Grundes wird durch Ab- 
satz 2 näher ausgeführt. Als wichtigen Grund der ei- 
nen Ausschluß rechtfertigen könnte, nennt Absatz 2 
an erster SteUe die EinsteUung einer aktiven Mitar- 
beit. Die aktive Tätigkeit in der demokratischen 
Betriebskooperative ist nach § 1 in Verbindung mit 
§§ 2, 7 Abs. 2 konstitutives Merkmal für die Rechts- 
steUung eines/einer Beteiligten. Die Verletzung des 
Mitarbeitsgrundsatzes wird deshalb ausdrücklich als 
Ausschlußgrund genannt. Als weiteren wichtigen 
Grund, der einen Ausschluß nach sich ziehen kann, 
nennt Absatz 2 Verstöße gegen die Satzung. Die Sat- 
zung ist das wesenthche Element, in dem die Beteüig- 
ten ihre Beziehungen untereinander und gegenüber 
der demokratischen Betriebskooperative regeln. Eine 
Verletzung der Satzungsregeln, die von den Beteüig- 
ten auf gestellt wurde, kann durch Absatz 2 mit dem 
Ausschluß sanktioniert werden. 


Zu Absatz 3 

§ 17 Abs. 3 regelt das Ausschlußverfahren vor Be- 
schlußfassung durch die BetriebsvoUversammlung. 

Durch Absatz 3 wird eine frühzeitige Information des/ 
der vom Ausschluß bedrohten Beteüigten gefordert, 
für die ergänzend die Schriftform vorgeschrieben wird 
und die Geschäftsführung als verantworthche Instanz 
der rechtzeitigen Information gegenüber dem/der Be- 
teiligten bestimmt wird. 

Durch die einmonatige vorherige Mitteüung, vor Be- 
schlußfassung durch die BetriebsvoUversammlung, 
unter Nennung der Gründe, die das Ausschlußbegeh- 
ren tragen, wird dem/der betroffenen Beteiligten eine 
ausreichende Zeitspanne zur Verfügung gesteht, um 
sich gegen den beantragten Ausschluß zur Wehr zu 
setzen. 


Zu Absatz 4 

§ 17 überläßt den vom Ausschluß bedrohten Beteüig- 
ten die Art und Weise, wie sie sich gegen das Aus- 
schlußbegehren wehren. Absatz 4 steUt insofern si- 
cher, daß vom Ausschluß Bedrohten auf der Betriebs- 
voUversammlung als Entscheidungsgremium in je- 
dem FaU die Gelegenheit gegeben werden muß, zu 
den schriftlich vorgetragenen Ausschlußgründen 
SteUung zu nehmen. 

§ 17 Abs. 1—4 stellen Mindestanforderungen an ein 
Ausschlußverfahren auf. Das Ausschlußverfahren 
kann in jeder demokratischen Betriebskooperative 
durch ein vorgeschaltetes weiteres Organ nach § 25 
weiter ausdifferenziert werden. Nach Entscheid durch 
die BetriebsvoUversammlung steht einer/m ausge- 
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schlossenen Beteiligten weiterhin die Möglichkeit zur 
Verfügung, den Beschluß über die Anrufung einer 
Schiedsstelle ergänzend prüfen zu lassen und nach 
negativem Entscheid der Schiedsstelle die ordentli- 
chen Gerichte anzurufen. 


Zu § 18 

Der vorhegende Gesetzentwurf verfolgt mit seiner ge- 
samten Intention das Ziel, Einfluß und Macht des ein- 
gebrachten bzw. erwirtschafteten Kapitals zurück- 
zudrängen. Mit dieser Zielformuüerung sind nicht nur 
die Beteüigungsformen neu zu bestimmen, sondern 
ebenso die Rechtsfolgen auf seiten der demokrati- 
schen Betriebskooperative und einzelner Beteihgter 
bei Austritt. 

Diese Regelungen erfolgen mit den §§18 und 19 des 
vorhegenden Entwurfes. 

Das GeseUschaftsrecht kennt verschiedene eindeutig 
bestimmte Auflösungsgründe, zu denen auch die 
Kündigungsklauseln gehören. Die Ausübung des 
Kündigungsrechts durch einen GeseUschafter führt, 
wenn der GeseUschaftsvertrag nichts anderes vor- 
sieht, zur Auflösung der GeseUschaft. Die Rechtsfolge 
der Auflösung bei Kündigung durch einen GeseU- 
schafter ist abdingbar. Der Auflösungswirkung kann 
durch eine Fortsetzungsklausel im GeseUschaftsver- 
trag begegnet werden. Im Fall der Auflösung ist das 
Vermögen der GeseUschaft unter den GeseUschaftem 
nach dem Verhältnis ihrer GeschäftsanteUe zu vertei- 
len (§ 72 GmbH-Gesetz). Ein Ausschluß der Gewinn- 
verteüung oder des Liquidationserlöses kann auch 
hier durch den GeseUschaftsvertrag ausgeschlossen 
werden. Die gesetzhche Folge bei Kündigung eines 
GeseUschafters geht genereU davon aus, daß Auflö- 
sung und VermögensverteUung erfolgt, und nur durch 
ausdrückhche geseUschaftsvertraghche Vereinba- 
rung ausgeschlossen werden kann. 

Das Gesetz betreffend demokratische Betriebskoope- 
rativen kehrt diesen Grundsatz insofern um, als mit 
dem Austritt eines/einer oder mehrerer Beteihgter 
kein Auflösungsautomatismus der demokratischen 
Betriebskooperative verbunden ist. Die demokrati- 
sche Betriebskooperative besteht bei Austritt von Be- 
teüigten unangetastet weiter. Eine Vermögensvertei- 
lung, gemessen an dem Verhältnis der individueUen 
GeschäftsanteUe ist demzufolge nicht vorgeschrie- 
ben, jedoch auch nicht ausgeschlossen. 


Zu Absatz 1 

Nach § 18 Abs. 1 erhält ein/e ausscheidende/r Betei- 
hgte/r ein Austrittsgeld, für das eine gesetzhche Min- 
desthöhe von drei Monatseinkommen des zuletzt be- 
zogenen durchschnitthchen jährhchen Einkommens 
zugnmde gelegt wird. Der Anspruch auf das Austritts- 
geld entsteht jedoch erst, wenn der oder die Beteihgte 
mindestens 2 Jahre in der demokratischen Betriebs- 
kooperative tätig war. 

Die Konzeption der Demokratischen Betriebskoope- 
rative setzt Prioritäten, die den Erhalt von Arbeitsplät- 


zen und Betriebsstätten höher bewerten, als individu- 
eUe Vermögenszuwächse. 

Eine unmittelbare Beteihgung am erwirtschafteten 
Gewinn der demokratischen Betriebskooperative 
wird über die, an der wirtschafthchen Situation orien- 
tierte Festlegung des Jahreseinkommens im Rahmen 
der BetriebsvoUversammlung stattfinden. Sie hat je- 
doch die Prinzipien der Wirtschafthchkeit auf der 
Grundlage ausreichender Investitionen zu berück- 
sichtigen. Die Einbeziehung des gemeinsam erwirt- 
schafteten Betriebsvermögens im Rahmen des Aus- 
trittsgeldes ist jedoch nicht grundsätzlich ausge- 
schlossen. § 18 Abs. 1 schreibt ledighch ein Mindest- 
austrittsgeld vor, das durch die Satzung erhöht wer- 
den kann. Die Beteiligten demokratischer Betriebsko- 
operativen können entsprechend der Vermögens- 
werte des Betriebes eine Erhöhung des Austrittsgel- 
des vorsehen, etwa durch die Koppelung des zu zah- 
lenden Austrittsgeldes an die Dauer der Zeit in der 
ein/e Beteiligte/r für die demokratische Betriebsko- 
operative tätig war und dadurch eine über das Ein- 
kommen hinausgehende Gewinnausschüttung errei- 
chen. 


Zu Absatz 2 

Haben die Beteiligten nach § 7 Abs. 3 neben der Ver- 
pflichtung zu Dienstleistungen auch eine Kapitalein- 
lage vereinbart, wird diese Einlage bei Austritt infla- 
tionsausgleichend erstattet. Eine darüber hinausge- 
hende Gewinnausschüttung bezogen auf Kapitalan- 
teile ist hier jedoch ausgeschlossen. Es wird vielmehr 
mittelfristig eine sukzessive Ablösung individueller 
Kapitaleinlagen aus den erwirtschafteten Gewinnen 
erleichtert und Privateinlagen tendenziell weitestge- 
hend zurückgedrängt. Der Einsatz von Kapital als 
Spekulationsobjekt und als individuelles Mittel weite- 
rer Kapitalakkumulation wird hier ausgeschlossen. 
Durch Absatz 2 wird bestimmt, daß der/die austre- 
tende Beteiligte, die Kapitaleinlage einschließlich ei- 
ner banküblichen Verzinsung zurückerhält. Mit den 
auf die Kapitaleinlage zu erstattenden Zinsen sollen 
die Beteiligten einen Wertverlustausgleich erhalten. 


Zu Absatz 3 

Über die Aufnahme von Beteiligten entscheidet nach 
§ 2 Abs. 2 i. V. m. §§ 14 Abs. 1, 20 Abs. 3 Ziff. 5 die 
Mehrheit aller Beteiligten. 

Die Beteiligung an einer demokratischen Betriebsko- 
operative ist durch die Beitragspflicht des § 7 Abs. 2 
eine höchstpersönhche, die nicht übertragen werden 
kann. 

Absatz 3 schließt aus diesen Gründen einen Übergang 
der Beteiligung an einer demokratischen Betriebsko- 
operative auf die gesetzhchen Erben aus und gewährt 
ihnen das Austrittsgeld eines ausscheidenden Betei- 
hgten gemäß § 18 des Gesetzes. 
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Zu § 19 

Die Auszahlung des Austrittsgeldes und die Rücker- 
stattung der Kapitaleinlage kann, wenn der Reserve- 
fonds noch nicht über die entsprechenden Mittel ver- 
fügt, im schlimmsten Falle die wirtschaftliche Lage 
eines Betriebes so weitgehend beeinträchtigen, daß er 
in eine zahlungsunfähige Situation gerät. Ist eine sol- 
che Situation bei Auszahlung des Austrittsgeldes bzw. 
Rückerstattung der Kapitaleinlage absehbar, wird 
den demokratischen Betriebskooperativen das Recht 
eingeräumt, die Zahlung der zu erstattenden Beträge 
an ie ausscheidenden Beteiligten in Form von Raten- 
zahlungen vorzunehmen. Der Anspruch auf Zahlung 
des Austrittsgeldes bzw. Erstattung der Kapitalein- 
lage des/der ausscheidenden Beteiligten bleibt 
grundsätzhch bestehen. Im Interesse der Erhaltung 
des Betriebes muß der/die ausscheidende Beteiligte 
eine spätere bzw. Ratenzahlung in Kauf nehmen. 

Die Ratenzahlung kommt nur so lange in Betracht, wie 
der nach § 9 einzurichtende Reservefonds über die 
entsprechenden Rücklagen noch nicht verfügt. 

Die demokratische Betriebskooperative ist durch Ab- 
satz 3 verpflichtet, die Zahlung des Austrittsgeldes 
sowie der Kapitaleinlage, soweit es die wirtschaftii- 
chen Verhältnisse zulassen, so früh wie möglich abzu- 
wickeln. Im Interesse der Ausscheidenden schreibt 
§ 19 Abs. 3 eine von der demokratischen Betriebsko- 
operative festzulegende, jährlich zu zahlenden Rate 
fest und begrenzt den Zeitraum der Rückzahlung auf 
5 Jahre, 

Entstehende Geldwertverluste des ausscheidenden 
oder ausgeschiedenen Beteiligten werden durch die 
bankübliche Zinsverpflichtung der ausstehenden Be- 
träge ausgeglichen. 


Zu § 20 

Die Betriebsvollversammlung ist, wie die Geschäfts- 
führung, unentbehrliches Organ demokratischer Be- 
triebskooperativen. Sie ist das höchste Organ demo- 
kratischer Betriebskooperativen, in dem die Beteilig- 
ten gemeinsam ihre Willensbildung in allen Angele- 
genheiten durch Beschluß vollziehen. 


Zu Absatz 1 

Die Zuständigkeit der Betriebsvollversammlung ist 
nach Absatz 1 allumfassend. Jede Angelegenheit, die 
den Betrieb oder einzelne Beteiligte betrifft, kann in 
der Betriebsvollversammlung behandelt werden. § 20 
Abs. 1 reahsiert ein unverzichtbares Kernstück der 
selbstverwalteten Entscheidungsstrukturen, in der die 
von den Entscheidungen Betroffenen diese Entschei- 
dungen selbst treffen. 

Als institutionalisierten Ort der Entscheidungsfin- 
dung legt Absatz 1 die Beschlußfassung über die An- 
gelegenheiten der Betriebskooperative in die Hände 
der Betriebsvollversammlung. 

Eine Beschlußfassung ohne Abhaltung einer Betriebs- 
vollversammlung kann nach Absatz 2 im schriftlichen 


Verfahren erfolgen. Die Voraussetzungen für ein 
schriftliches Beschlußverfahren sind streng geregelt. 
Die Einführung eines schriftlichen Beschlußverfah- 
rens erfolgt in erster Linie in Hinblick auf kleinere 
Betriebskooperativen. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 verlangt die schriftiiche Zustimmimg aller 
Beledigten zu einem Beschlußantrag. Eine Einschrän- 
kung auf bestimmte Beschlußgegenstände erfolgt 
nicht, so daß eine schriftliche Abstimmung für Be- 
schlußgegenstände aller Art zulässig ist. Die Be- 
schlußfassung ohne Abhaltung einer Betriebsvollver- 
sammlung setzt für einen wirksamen Beschluß Ein- 
stimmigkeit voraus. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 weist der Betriebsvollversammlung die Be- 
schlußgegenstände zu, über die sie insbesondere zu 
beschließen hat. Die Aufzählung ist nicht abschlie- 
ßend. Es werden vor allem die Beschlußgegenstände 
aufgezählt, die als elementare Angelegenheiten des 
Betriebes und der Beteiligten der Betriebsvollver- 
sammlung nicht entzogen werden dürfen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 1 wird auf die Begründimg zu § 7 
Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 2 wird auf die Begründung zu §§ 26, 
32 Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 3 wird auf die Begründung zu 
§ 36 ff. Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 5 wird auf die Begründung zu §§ 14, 
16, 18, 19 Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 6 wird auf die Begründung zu §§ 18, 
20 Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 7 wird auf die Begründung zu §§ 8, 9 
Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 8 wird auf die Begründung zu § 31 
Bezug genommen. 

Zu Abatz 3 Ziffer 9 wird auf die Begründung zu § 25 
Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 10 wird auf die Begründung zu § 24 
Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 Ziffer 11 wird auf die Begründung zu 
§ 40 ff. Bezug genommen. 


Zu Absatz 4 

§ 20 Abs. 4 stellt ausdrücklich klar, daß die in Absatz 3 
genannten Angelegenheiten der Betriebsvollver- 
sammlung nicht entzogen werden dürfen. 
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Zu Absatz 5 

Absatz 5 hebt hervor, daß die Betriebsvollversamm- 
lung der Geschäftsführung und — soweit sie bestehen 
— anderen Organen Weisungen erteilen kann. Für 
demokratische Betriebskooperativen wird damit ein 
anderer Weg beschritten, als der, den § 27 GenG mit 
der eigenverantwortiichen Leitungsbefugnis des Vor- 
standes der Genossenschaft beschreitet: Die General- 
versammlung der Genossenschaft verfügt ledigüch 
über eine Art Richtlinienkompetenz; die Möglichkeit 
zur Führung der Geschäfte oder der Aufsicht und die 
Möglichkeit, Einzelanweisungen zu geben, besteht 
für die Generalversammlung nicht. 

§ 20 Abs. 5 gestattet der Betriebsvollversammlung 
ausdrücklich, der Geschäftsführung und anderen Or- 
ganen Weisungen zu erteilen. Eine andere Regelung 
würde die Weisungskompetenz des höchsten Organs 
demokratischer Betriebskooperativen schlechter stel- 
len als die vergleichbare Weisungskompetenz inner- 
halb eingetragener Vereine oder Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und würde dem unmittelbaren 
Demokratieprinzip diametral entgegenstehen. 


Zu § 21 

§21 stellt die Modalitäten für die Einberufung der 
Betriebsvollversammlung auf. 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 legt die Zuständigkeit zur Einberufung der 
Betriebsvollversammlung in den Zuständigkeitsbe- 
reich der Geschäftsführer/innen. Die Geschäftsfüh- 
rung ist Ansprech- und Durchführungsinstanz für die 
Einberufung der Betriebsvollversammlung. 

Neben der Geschäftsführung können nach Maßgabe 
des § 26 Abs. 5 und § 27 Abs. 3 auch der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß die Betrieb svoUversammlung ein- 
berufen. 

Weiterhin kann die Betrieb svoUversammlung nach 
§ 25 Abs. 3 einberufen werden, wenn ein weiteres 
Organ mit Weisungsbefugnis gegenüber der Ge- 
schäftsführung gebildet wurde und die Geschäftsfüh- 
rung nach einer Einigungssitzung nicht bereit ist, den 
Beschluß des weiteren Organes auszuführen. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Form der Einberufung. Die Einla- 
dung muß schrifüich an die Beteiligten demokrati- 
scher Betriebskooperativen gerichtet sein. 


Zu Absatz 3 

Den näheren Inhalt und den Zeitpunkt bestimmt Ab- 
satz 3. Die Einladung muß Ort und Zeit der Betriebs- 
voUversammlung angeben. Absatz 2 verlangt ferner 
die Einhaltung einer Einberufungsfrist von minde- 


stens 14 Tagen vor Durchführung der Vollversamm- 
lung, Mit der Einladung muß die Tagesordnung für 
die betreffende Betrieb svoUversammlung mitgeteilt 
werden. Die Tagesordnung hat die Inhalte anzukün- 
digen, über die in der VoUversammlung Beschluß ge- 
faßt oder beraten werden soU. 

Eine Erweiterung der Tagesordnung kann mit der 
Mehrheit der anwesenden Beteüigten beschlossen 
werden. Eine Erweiterung der Tagesordnung in den 
Gnmdsatzangelegenheiten des § 20 Ziffer 3 ist durch 
die Beschlußfassung der BetriebsvoUversammlung 
nicht zulässig. Mit der Einschränkimg auf die Angele- 
genheiten des § 20 Abs, 3 Ziff . 1 — 11 soU sichergesteUt 
werden, daß — soweit Grundsatzangelegenheiten zu 
beschließen sind — aUe Beteüigten hierüber rechtzei- 
tig informiert sind und eine Teünahme an der entspre- 
chenden BetriebsvoUversammlung einrichten kön- 
nen. 


Zu Absatz 4 

Wie häufig die BetriebsvoUversammlung zur WiUens- 
büdung und Regelung der Angelegenheiten einberu- 
fen wird, ist im übrigen in das Ermessen der BeteiUg- 
ten gesteUt. Absatz 4 bestimmt, daß die BetriebsvoU- 
versammlung mindestens einmal jährUch einberufen 
werden muß. 

§21 nennt im weiteren keine detaillierten Einberu- 
fungsgründe und überläßt dies der Satzungsautono- 
mie. 


Zu Absatz 6 

Absatz 6 räumt einer Minderheit von 10 % der Betei- 
Ugten die MögUchkeit ein, eine Betriebsvollversamm- 
lung zu erzwingen. Das Einberufungsverlangen der 
Minderheit hat unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe zu erfolgen. 


Zu § 22 

Die Vorschrift regelt das Stimmrecht in der Betriebs- 
voUversammlung. 


Zu Absatz 1 und 2 

Absatz 1 gewährt nur den Beteüigten, die auf Dauer 
im Betrieb tätig sind, ein Stimmrecht. 

Da nach der Generalklausel des § 1 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 2 sowie § 14 BeteiUgte/r eines Betriebes nur 
die/derjenige werden kann, die/der auf Dauer im Be- 
trieb tätig ist, wird auch nur ihnen ein Stimmrecht ein- 
geräumt. Ein kapitalorientiertes Stimmrecht wird aus- 
drückUch ausgeschlossen, auch dann wenn Kapital- 
einlagen vereinbart wurden. Das Stimmrecht steht 
den Beteüigten nach dem Prinzip „one wo-man, one 
vote" zur Verfügung. Absatz 2 schUeßt ein Mehrstim- 
menrecht expressis verbis aus. 
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Zu Absatz 3 und 4 

§ 22 Abs. 3 regelt die Teilnahme an der Betriebsvoll- 
versammlung von Beschäftigten oder anderweitig im 
Betrieb tätigen Personen, die nicht Beteiligte sind. Auf 
abhängig Beschäftigte in demokratischen Betriebsko- 
operativen findet das BetrVG von 1972 unverändert 
Anwendung, wenn die Voraussetzungen zur Errich- 
tung eines Betriebsrates gemäß § 1 BetrVG 1972 vor- 
liegen. Die Regelung des Absatzes 3 erweitert die 
Informations- und Einsichtsrechte abhängig Beschäf- 
tigter weit über den Rahmen mitbestimmungsrechtli- 
cher Regelungen hinaus und greift damit von gewerk- 
schaftlicher Seite erhobene Forderungen nach einer 
Ausweitung der Informationsrechte auf. Denjenigen, 
die in demokratischen Betriebskooperativen arbeiten, 
unabhängig von der Art ihres Vertragsverhältnisses, 
gebührt nach Absatz 3 i. V. m. §§ 29 Abs. 2, 30 ein 
gleiches Informations- und Einsichtsrecht wie den Be- 
teiligten. Absatz 3 gewährt, unabhängig von der 
Frage ob ein Betrieb betriebsratsfähig ist, ein umfas- 
sendes Informations- und Einsichtsrecht für jede/n, 
die/der in einer demokratischen Betriebskooperative 
tätig ist. 


Zu Absatz 4 

An der Betriebsvollversammlung können nach Ab- 
satz 3 alle im Betrieb Tätigen mit einem Antragsrecht, 
jedoch, solange sie nicht Beteiligte sind, nur beratend 
teilnehmen. Die Satzung kann aber auch diesem Per- 
sonenkreis durch Absatz 4 ein volles oder ein Teil- 
stimmrecht einräumen. Absatz 4 fordert demokrati- 
sche Betriebskooperativen auf, die Rechte Nichtbetei- 
ligter über das gesetzliche Maß der Mitbestimmungs- 
rechte hinaus auszubauen und die Demokratisierung 
des Betriebslebens auf alle im Betrieb Arbeitenden, ob 
Beteiligte im Sinne diese Gesetzes oder nicht, zu er- 
weitern. 


Zu § 23 


Zu Absatz 1 

Für Beschlußfähigkeit der Betriebsvollversammlung 
bestimmt § 23 Abs. 1, daß mindestens die Hälfte der 
Beteiligten anwesend sein müssen. 

§ 23 Abs. 1 knüpft mit dieser Regelung an das koope- 
rative Arbeitsverständnis an und verlangt von einer 
Mehrheit der Beteiligten eine Zusammenarbeit nicht 
nur in kleineren Betriebseinheiten, sondern auch in 
der Entscheidungsfindung innerhalb der Betriebsvoll- 
versammlung. Dies soll einer Polarisierung der Ent- 
scheidungsprozesse auf eine kleine Gruppe der Betei- 
ligten entgegenwirken. 


Zu Absatz 2 

Absatz 2 soll einer unnötigen Formalisierung der Be- 
trieb svoUver Sammlung entgegenwirken und die Fest- 
stellung der Beschlußfähigkeit von einem ausdrückli- 
chen Antrag abhängig machen 


Zu Absatz 3 

Um im Falle einer geringeren Beteiligung an der Be- 
triebsvollversammlung die Betriebsvollversammlung 
nicht zu einem beschlußunfähigen Instrument auf 
Dauer werden zu lassen, bestimmt Absatz 3, daß im 
Falle einer Beschlußunfähigkeit für dieselben Angele- 
genheiten auf einer erneuten Betriebsvollversamm- 
lung, die ebenfalls nach Maßgabe des § 21 einzube- 
rufen ist, diese Betriebsvollversammlung mit der Zahl 
der anwesenden Beteiligten beschlußfähig ist. 


Zu § 24 

Zu Absatz 1 

Wie in allen körperschaftsrechtiich strukturierten 
GeseUschaften (§ 33 BGB, 179 AktG, 53 GmbHG, 
16 GenG) werden Beschlüsse die Satzungsänderun- 
gen vornehmen in der demokratischen Betriebsko- 
operative besonderen Regeln unterworfen. § 24 ist 
dadurch gekennzeichnet, daß er den Einfluß des ein- 
zelnen Beteiligten bei Satzungsänderungen als sub- 
stanziellen Eingriff in die Verfassung der demokrati- 
schen Betriebskooperative sicherstellt und zu diesem 
Zweck für satzungs ändernde Beschlüsse eine Mehr- 
heit von 3/4 aller Beteiligten verlangt. 


Zu Absatz 2 

Da satzungsändernde Beschlüsse in großen demokra- 
tischen Betriebskooperativen durch eine nicht ausrei- 
chende Anwesenheit der Beteiligten an der Betriebs- 
vollversammlung unmöglich werden können, ver- 
weist Absatz 2 für satzungs ändernde Beschlüsse auf 
eine Analogie zu § 23 Abs. 3 und verlangt wegen der 
Bedeutung, die Satzungsänderungen zukommt, eine 
schriftliche Benachrichtigung der Beteiligten, die auf 
der beschließenden Betriebsvollversammlung nicht 
anwesend waren und setzt den satzungsändernden 
Beschluß aus, wenn 25% der auf der Betriebsvollver- 
sammlung nicht anwesenden Beteiligten der Sat- 
zungsänderung schriftlich widersprechen. 


Zu § 25 

Mit der Betriebsvollversammlung und der Geschäfts- 
führung erhalten demokratische Betriebskooperati- 
ven einen zweigliedrigen Aufbau, an dessen oberster 
Stelle die Beteiligten in der Betriebsvollversammlung 
alle Angelegenheiten des Betriebes regeln können. 
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Die Schwierigkeit demokratischer Betriebskooperati- 
ven, alle Angelegenheiten mit einem zweigliedrigen 
Aufbau zu organisieren, wächst mit der zunehmenden 
Zahl der Beteiligten. Demokratische Entscheidungs- 
prozesse werden in größeren Betrieben zeitaufwendi- 
ger und können sich als ökonomischer Belastungsfak- 
tor bemerkbar machen. 


Zu Absatz 1 

Um größeren demokratischen Betriebskooperativen 
die Möglichkeit einzuräumen, weniger bedeutsame 
Entscheidungen in kleinere Entscheidimgseinheiten 
zu übertragen, räumt § 25 Abs. 1 die Befugnis ein, 
neben der Betriebsvollversammlung weitere Organe 
vorzusehen. Der Satzungsautonomie bzw. der Be- 
triebsvollversammlung ist es überlassen, darüber zu 
entscheiden, wie viele Organe sie einrichtet und mit 
welchen Kompetenzen die Organe ausgestattet wer- 
den. Nicht übertragbar sind weiteren Organen die 
Angelegenheiten des § 20 Abs. 3 Ziff. 1 — 11. Absatz 1 
will damit sicherstellen, daß die Grundlagenentschei- 
dungen der demokratischen Betriebskooperative in 
den Händen der Mehrheit der Beteiligten verblei- 
ben. 


Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 kann die Satzung vorsehen, daß die 
weiteren Organe in den Angelegenheiten, in denen 
ihnen eine Entscheidimgsgewalt übertragen wurde, 
der Geschäftsführung Weisimgen erteilen können. 
Die Geschäftsführung wird dadurch auch in weniger 
bedeutsamen Entscheidungsbereichen enger an das 
Votum der Beteiligten gebunden. 

Die Vertretung demokratischer Betriebskooperativen 
steht den weiteren Organen nicht zu. Sie soll aus- 
schließlich durch die Geschäftsführung ausgeübt wer- 
den. 


Zu Absatz 3 

§ 25 Abs. 3 regelt die Fälle, in denen die Geschäfts- 
führung sich nicht bereit erklärt, die Weisimgen der 
weiteren Organe durchzuführen. Absatz 3 sieht für 
diesen Fall ein Einigungsverfahren vor, wonach das 
weitere Organ, das die Weisung erteilt hat, mit der 
Geschäftsführung in einer gemeinsamen Sitzung über 
den Gegenstand mit dem Ziel einer Einigung zu bera- 
ten hat. Kommen das weitere Organ und die Ge- 
schäftsführung in dieser Sitzung zu keiner Einigung, 
entscheidet nach Anrufung die Betriebsvollversamm- 
lung. Mit der Regelung in Absatz 3 sollen das weitere 
Organ und die Geschäftsführung den Versuch unter- 
nehmen, den Regelungskonflikt außerhalb der Be- 
triebsvollversammlung zu klären. Für den Fall, daß 
eine Einigung in dieser Sitzung nicht zu erzielen ist, 
soll der relevante Entscheidungsbedarf durch Anru- 
fung der Vollversammlung einer Lösung zugeführt 
werden. 


Zu Absatz 4 

Die Regelung des Absatzes 3 kann in größeren demo- 
kratischen Betriebskooperativen die Verlagerung von 
weniger bedeutsamen Entscheidungsprozessen auf 
die Betriebsvollversammlung bedeuten, zu einer un- 
erwünscht häufigen Inanspruchnahme der Betriebs- 
vollversammlung führen und einen dringenden Ent- 
scheidungsbedarf unnötig verzögern. Um solchen Ef- 
fekten begegnen zu können, gestattet Abs. 4. in Be- 
trieben, in denen ein Wirtschafts- und Sozialausschuß 
besteht, die Übertragung der Entscheidung an eine 
gemeinsame Sitzung von Geschäftsführung, dem wei- 
teren Organ, sowie dem Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß anstelle der Betriebsvollversammlung. Die 
Möglichkeit, die Betriebsvollversammlung wegen der 
Einzelentscheidung einzuberufen, bleibt für die Ge- 
schäftsführung sowie für den Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß nach §§26 Abs. 5, 27 Abs. 3 unberührt. 


Zu § 26 


Zu Absatz 1 

§ 26 Abs. 1 liegt wie schon bei § 25 der Gedanke 
zugrunde, daß mit zunehmender Zahl der Beteiligten 
die unmittelbaren Entscheidungsstrukturen ineffi- 
zient und bürokratisch werden können. Entschei- 
dungsprozesse werden mit der zimehmenden Zahl 
der daran Beteiligten zeitaufwendiger und erhöhen 
damit entweder das für den Betrieb zu leistende Ar- 
beitsstundenkontingent oder verringern die produk- 
tive Arbeitszeit. Mit zunehmender Größenordnung 
des Betriebes werden Arbeitsabläufe komplexer, Spe- 
zialisierungen und eine differenzierte Arbeitsteilung 
unverzichtbar. Die Möglichkeit, alle Betriebsabläufe 
im Detail zu erfassen, wird für die einzelnen Beteilig- 
ten schwieriger und teilweise gar nicht mehr von ih- 
nen gewollt. 

Die Behandlung aller den Betrieb betreffenden Ange- 
legenheiten in der Betriebsvollversammlung kann un- 
ter diesen Bedingungen zu einer monströsen und 
nicht mehr überschaubaren Entscheidungsfindung 
führen. Deshalb schreibt § 26 Abs. 1 für demokrati- 
sche Betriebskooperativen, die mit mehr als zwanzig 
Personen arbeiten, unabhängig davon, ob es sich um 
Beteiligte, abhängig Beschäftigte oder andere ver- 
tragliche Formen von Tätigkeiten handelt, die Ein- 
richtung eines Wirtschaftsausschusses vor, damit eine 
ständige Beurteilung der wirtschaftlichen Lage und 
Entwicklung der demokratischen Betriebskoopera- 
tive gewährleistet wird. 

Der Wirtschaftsausschuß soll die Entscheidungskom- 
petenz der Betriebsvollversammlung nicht aufheben 
oder vorwegnehmen, sondern die Entscheidungsfin- 
dung innerhalb der Betriebsvollversammlung durch 
Berichterstattung über die wirtschaftliche Lage des 
Betriebes und ggf. Verbesserungsvorschläge zur wirt- 
schaftlichen Lage vorbereiten und dadurch die Ent- 
scheidungsfindung innerhalb der Betriebsvollver- 
sammlung vereinfachen. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 weist dem Wirtschaftsausschuß eine beob- 
achtende und kontrollierende Stellung zu. Diese 
Funktion hat der Wirtschaftsausschuß gegenüber der 
Geschäftsführung wahrzunehmen. Der Betriebsvoll- 
versammlung gegenüber hat der Wirtschaftsausschuß 
eine berichterstattende und beratende Rolle. Er hat 
unabhängig von der Geschäftsführung eine eigene 
Einschätzung von der wirtschaftlichen Lage des Be- 
triebes zu gewinnen und aus der Analyse eigene 
Schlußfolgerungen zu ziehen, die er der B e trieb svoU- 
versammlung zu unterbreiten hat. 


Zu Absatz 4 

Da die wirtschaftliche Lage eines Betriebes nur unter 
Berücksichtigung aller Geschäftsvorgänge einge- 
schätzt werden kann, wird dem Wirtschaftsausschuß 
mit Absatz 4 explizit das Recht eingeräumt, sämtliche 
Unterlagen, die den Betrieb betreffen, einzusehen 
und ergänzende Berichte, insbesondere über den 
Gang der Geschäfte, den Umsatz und die Lage des 
Betriebes zu verlangen. Um eine effektive Wahrneh- 
mung der Aufgaben des Wirtschaftsausschusses zu 
gewährleisten, wird das umfassende Informations- 
recht nicht nur dem Wirtschaftsausschxiß als Gre- 
mium, sondern durch § 30 jedem einzelnen Mitglied 
zugestanden. 


Zu Absatz 5 

Absatz 5 geht davon aus, daß hinsichtlich der Beurtei- 
lung der wirtschaftlichen Lage des Betriebes Ge- 
schäftsführung und Wirtschaftsausschuß durchaus zu 
ganz xmterschiedlichen Einschätzimgen kommen 
können. 


Zu § 27 

§ 20 behandelt wirtschaftliche und soziale Angele- 
genheiten der demokratischen Betriebskooperative 
und der einzelnen Beteiligten als einheitliches Gan- 
zes. 

Mit der Einführung des Wirtschaftsausschusses in de- 
mokratischen Betriebskooperativen mit mehr als 20 
Tätigen, schreibt § 27 parallel die Einrichtung eines 
Sozialausschusses vor, dem mit Abs. 2 eine umfas- 
sende Zuständigkeit für alle sozialen Belange der Be- 
teiligten eingeräumt wird. § 27 gesteht zu, daß in de- 
mokratischen Betriebskooperativen Wirtschaftlich- 
keitsinteressen mit sozialen Interessen kollidieren 
können. Mit der Einführung des Sozialausschusses 
wird gesetzlich eine gleichwertige Behandlung beider 
Interessensphären hergestellt. Wirtschafts- und So- 
zialausschuß sind mit gleichen Rechten ausgestattet 
und haben beobachtende, kontrollierende und ent- 
scheidxmgsvorbereitende Funktion gegenüber der 
Betriebsvollversammlung, in der die in den Organen 
getrennt behandelten Interessensphären wieder zu- 
sammengeführt werden. 


Zu § 28 

Zu Absatz 1 und 2 

Demokratische Formen des Arbeitens sind eng ver- 
bunden mit dem Ziel, rigide Konfliktlösungsmuster, 
wie sie in letzter Instanz durch gerichtliche Normen- 
subsumtion erfolgen, durch unmittelbare und ver- 
ständnisorientierte Konfliktlösungsstrategien zu er- 
setzen. Ausführliche Diskussionen, breite Konsensbil- 
dung, Supervision und Schiedsstellen bezeichnen 
Wege, die den Umgang mit Konflikten neu einüben. 
§ 28 unterstützt das Prinzip, einer internen Austra- 
gung von Konflikten Vorrang vor einer externen Ver- 
lagerung einzuräumen, indem für alle Betriebskoope- 
rativen die Einführung eines schiedsrichterlichen 
Verfahrens nach den Vorschriften der § 1025 ZPO 
obligatorisch vorgeschrieben wird. Das Schiedsver- 
fahren soll nach Absatz 2 eine gerichtliche Behand- 
lung und Kontrolle nicht ausschheßen, sondern die 
Möglichkeit der außergerichtlichen Konfliktbeile- 
gung erhöhen. 


Zu Absatz 3 

Absatz 3 erstreckt das schiedsrichterliche Verfahren 
auf Dienst- und Arbeitsvertragsstreitigkeiten zwi- 
schen der demokratischen Betriebskooperative und 
Beteiligten und bezieht dienst- imd arbeitsvertragli- 
che Streitigkeiten Nichtbeteiligter in das zu regelnde 
Schiedsverfahren bindend ein. § 28 Abs. 3 greift nicht 
in die von § 101 ArbGG normierte Alleinzuständigkeit 
der Arbeitsgerichte bei individualrechtlichen Arbeits- 
streitigkeiten ein. Sie bleibt uneingeschränkt beste- 
hen. 


Zu Absatz 4 

Wegen der vielfältigen Fristen, die im Arbeitsrecht mit 
Ausspruch von Maßnahmen durch den Arbeitgeber 
ausgelöst werden, bestimmt Absatz 4, daß die 
Schiedsvereinbarung eine Frist zur Einberufxmg der 
Schiedsstelle beinhaltet, die einen Monat nicht über- 
steigen darf. 


Zu Absatz 5 

Um Fristen durch das Schiedsverfahren weder zu be- 
seitigen noch zu verkürzen, schreibt Absatz 5 den 
Fristbeginn einer von der Geschäftsführung ausge- 
sprochenen Maßnahme nach Abschlxiß des Schieds- 
verfahrens vor und setzt den Fristbeginn auf den Zeit- 
punkt des schriftlich zugegangenen Schiedsspruches 
fest. 


Zu § 29 

Die Geschäftsführung ist der gesetzliche Vertreter de- 
mokratischer Betriebskooperativen. Ihr obliegt zwin- 
gend die Vertretung der Kooperativen im gerichtli- 
chen und außergerichtlichen Rechtsverkehr. 
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Zu Absatz 1 

§ 29 Abs. 1 folgt in der vorliegenden Fassung den 
Vorschriften bestehender körperschaftsrechlich 
strukturierter Gesellschaften (§ 78 AktG, § 35 GmbH, 
§ 24 GenG, § 26 Abs. 1 und 2, § 86 BGB) und entspricht 
insoweit den Erfordernissen des Rechtsverkehrs nach 
genau definierten Vertretungsorganen mit fest um- 
schriebenen Vertretungskompetenzen. 


Zu Absatz 2 

§ 29 Abs. 2 ordnet die gemeinschaftliche und gleich- 
berechtigte Vertretung demokratischer Betriebsko- 
operativen durch alle Beteiligten an. Diese Regelung, 
ein Merkmal der personalistisch strukturierten Ge- 
sellschaften, unterstreicht nachdrücklich das Demo- 
kratieprinzip im Innen- und Außenverhältnis. 


Zu Absatz 3 

Der Grundsatz der gemeinschaftlichen Geschäftsfüh- 
rung imd Vertretung ist nach Absatz 3 abänderbar. 
Nach Absatz 3 kann einem oder mehreren Beteiligten 
die Vertretung übertragen werden. § 29 Abs. 3 ver- 
folgt das Ziel, das Organ der Geschäftsführung flexi- 
bel den betrieblichen Erfordernissen anzupassen. Der 
Grundsatz der gemeinschaftlichen Geschäftsführung 
und Vertretung kann in Kooperativen mit vielen Be- 
teiligten zu einem unpraktikablen und nicht mehr 
durchführbaren Prinzip werden. Mit Absatz 3 kann 
die Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis den 
jeweiligen Größenverhältnissen und Bedürfnissen de- 
mokratischer Betriebskooperativen angepaßt wer- 
den. 


Zu § 30 

Das generelle Auskunfts- und Einsichtsrecht gewinnt 
Bedeutung für demokratische Betriebskooperativen, 
in denen die Geschäftsführung nicht gemeinschaftiich 
erfolgt, sondern einzelnen Beteiligten übertragen 
wird. Die umfassende Aufgabenstellimg, die Ge- 
schäfte zu führen und die Buchfühnxngs- imd Bilan- 
zienmgspflichten wahrzunehmen, führt unvermeid- 
lich zu einem Informationsvorspnmg und damit zu 
einem erhebhchen Einflußfaktor auf die Belange des 
Betriebes. Die gleichberechtigte Regelung aller An- 
gelegenheiten demokratischer Betriebskooperativen 
erfordert einen einheiüichen Informations- und 
Kenntnisstand über alle Angelegenheiten und Vor- 
gänge innerhalb des Betriebes. § 30 gewährleistet ein 
umfassendes Informations-, Einsichts- und Auskunfts- 
recht aller Beteiligten gegenüber der Geschäftsfüh- 
rung und sorgt damit für die Schaffung eines Informa- 
tions- und Entscheidungsgleichgewichtes. Träger des 
Informations- imd Einsichtsrechts ist jede/r einzelne 
Beteiligte und ebenso Nichtbeteiligte (vgl. Begrün- 
dung zu § 22 Abs. 3). Das Einsichtsrecht erstreckt sich 
über alle Bücher und Schriften des Betriebes. Gegen- 
stand des Auskunftsrechts sind alle Angelegenheiten 


des Betriebes (seine wirtschaftlichen Verhältnisse, Be- 
ziehungen zu Beteihgten und Dritten). 


Zu § 31 

Zu Absatz 1 und 2 

Absatz 1 und 2 entsprechen üblichen Geschäftsfüh- 
rungsregeln. 


Zu Absatz 3 

§31 Abs. 3 führt für den Fall, daß die Geschäftsfüh- 
rung und Vertretung der Kooperative einer/m oder 
mehreren Beteiligten übertragen wird, eine gesetzh- 
che Einschränkung der Vertretungsmacht dann ein, 
wenn diese Geschäfte tätigen wollen, die die Hälfte 
des Betriebsvermögens übersteigen. Mit Absatz 3 
wird sichergestellt, daß weitreichende Verfügimgen 
über das Betriebsvermögen nicht von einzelnen Betei- 
hgten, sondern von der Mehrheit der Beteihgten ge- 
tragen werden. Geschäfte, welche die Hälfte des Be- 
triebsvermögens übersteigen, werden deshalb von 
der Zustimmung der Betriebs voUver Sammlung ab- 
hängig gemacht. 


Zu Absatz 4 

Die Regelung in Absatz 4 ergänzt Absatz 3 dahin ge- 
hend, daß mehrere nacheinander folgende Einzelge- 
schäfte während eines Zeitraumes von drei Monaten, 
die insgesamt die Hälfte des Betriebsvermögens über- 
steigen, ebenfaUs der Zustimmung der BetriebsvoU- 
versammlung unterhegen. Absatz 4 wiU eine Umge- 
hung des in Absatz 3 geregelten Zustimmungsverfah- 
rens durch den Abschluß mehrerer Einzelgeschäfte 
verhindern. 


Zu Absatz 5 

AnsteUe der in Absatz 3 und 4 genannten Quote, er- 
laubt Absatz 5 alternativ die Beschränkimg der Ver- 
tretungsmacht durch Festsetzung eines absoluten Be- 
trages in der Satzung. Mit Absatz 5 wird die Beschrän- 
kungsvorschrift der Geschäftsführung beweghch ge- 
halten und kann den spezifischen Bedürfnissen der 
Kooperative, durch Unter- und Überschreiten der 
Quote in Absatz 3 und 4, angepaßt werden. 


Zu § 32 

Für demokratische Betriebskooperativen werden 
keine spezial-gesetzhchen Rechnungslegungsvor- 
schriften in das Gesetz eingearbeitet. § 32 ist analog 
den Buchführungs- und Bilanzienmgspfhchten aus 
§§ 41 ff. GmbHG und den entsprechenden Verwei- 
sungen auf das HGB zu sehen. 

§ 32 folgt damit dem am 1. Januar 1986 in Kraft getre- 
tenen Büanzrichtliniengesetz (BGBl. Teil I S. 2355 ff.). 
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in dem die Vorschriften zur Rechnungslegung gemäß 
der 4. EG-Richtlinie (BilanzrichÜinie), der 7. EG-Richt- 
linie (Konzemabschlußrichtlinie) und der 8, EG-Richt- 
linie (Bilanzprüferrichtlinie) des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften diesen angepaßt und gleich- 
wertig gestaltet wurden. 


Zu § 33 

Zu Absatz 1 und 2 

§ 33 überträgt der Geschäftsführung die Führung des 
Verzeichnisses der Beteiligten. Das Verzeichnis gibt 
Auskunft über die Anzahl und Personen der Beteihg- 
ten gemäß § 2 des Gesetzes. Das Verzeichnis stellt für 
die demokratische Betriebskooperative als juristische 
Person und den/die einzelnen Beteiligte/n verbindlich 
die aus dem Gesetz und der Satzung abzuleitenden 
Rechte und Pflichten her. 


Zu § 34 

§ 34 entspricht §§ 80 AktG, 25a GenG, 35a GmbHG 
und bietet Dritten insbesondere Geschäftspartnern 
rechthch bedeutsame Kurzinformation, die für das 
Eingehen und Abwickeln von Geschäften unablässig 
sind. 


Zu § 35 

§ 35 ist vergleichbar mit §§ 93 AktG, 34 GenG, 
43 GmbHG und regelt als eigene Anspruchsgrund- 
lage die Haftung der Geschäftsführer/innen gegen- 
über der Gesellschaft und stellt die Beachtimg der 
Sorgfaltspflicht eines/einer ordentlichen Kauffrau/ 
mannes als relevantes Haftungsmerkmal auf. 


Zu § 36 

§ 36 führt mit dem Begriff Kapitalneutralisierung in 
demokratischen Betriebskooperativen eine neutrali- 
sierte Vermögensform als Option ein. 

In der demokratischen Betriebskooperative geht die 
Konstihiierung aller Willensbildungsrechte aus der 
Tätigkeit im Gegensatz zum Kapitalstimmrecht gene- 
rell davon aus, daß kein Beteiligter individuell über 
Produktionsmittel verfügen kann. Die Verfügung dar- 
über steht allen KoUektivnutgliedem gleichermaßen 
zu und die Erhaltung des Betriebes und seiner Ar- 
beitsplätze hat Vorrang vor individuellen Vermögens- 
zuwächsen (vgl. Begründung zu §§ 18, 19). Damit ist 
den individuellen Eigenkapitaleiiüagen unter Wah- 
rung der Eigentumstitel tendenziell eine vorüberge- 
hende Mittlerfunktion und keine Zweckfunktion des 
Wirtschaftens zugewiesen. Gewinnbeteiligung ist je- 
doch nicht prinzipiell ausgeschlossen. 

Die Regelungen des 4. Abschnittes zur Kapitalneutra- 
lisienmg gehen einen Schritt weiter, indem sie indivi- 
duelle und kollektive Eigentumstitel an erwirtschafte- 
ten Geld- und Produktionmitteln ausschließen. Die 


jeweilige Belegschaft kann durch die Vermögensbin- 
dung nur treuhänderisch über das Betriebsvermögen 
verfügen. Die Beteiligten sind berechtigt, aus den er- 
wirtschafteten Ergebnissen ihre Einkommen zu be- 
streiten. Ein Zugriff auf Produktionsmittel bleibt ihnen 
insbesondere bei Auflösung untersagt. 

Die Neutralisierung des Produktivvermögens erfolgt 
auf zwei Wegen: 

1. Das Austrittsgeld nach § 18 wird auf eine Höchst- 
grenze von drei Monatsgehältern festgesetzt. Eine 
Ausschüttung der erwirtschafteten betrieblichen 
Erträge wird dadurch ausgeschlossen. 

2. Beschließen die Beteiligten die Auflösung des Be- 
triebes, wird ihnen untersagt, das Produktivvermö- 
gen und die Produktionsmittel an die Beteiligten zu 
verteilen. 

Die Merkmale der Ziffern 1 und 2 müssen kumulativ 
vorliegen, um als kapitalneutralisierte demokratische 
Betriebskooperative zu gelten. 


Zu § 37 

Die Förderung demokratischer Betriebskooperativen 
ist unter dem Stichwort der Förderung örtiicher Be- 
schäftigungsinitiativen und der Selbstverwaltungs- 
wirtschaft verschiedentlich Gegenstand staatiicher 
Förderungspolitik gewesen (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes NRW). Die Er- 
haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen stand in 
allen Förderprogrammen im Mittelpunkt der Förder- 
absichten. Mit den aufgelegten Förderprogrammen 
winde die Innovationsfähigkeit in bezug auf den Er- 
halt und die Schaffung neuer Arbeitsplätze aner- 
kannt. Zu einer ausreichenden Förderung haben die 
bisherigen Programme nicht geführt, weil sie zeitlich 
begrenzt, mit zu geringen Mitteln und zu hohen Auf- 
lagen versehen wurden. Nach wie vor besteht ein gro- 
ßer Bedarf an Eigenkapital- und Beratungshilfen, so- 
wie an einer zielgruppenbezogenen regionalen Infra- 
struktur (vgl. Änderungsantrag zum Haushaltsgesetz 
1990 der Abgeordneten Frau Vennegerts und Herrn 
Stratmann, Drucksache 11/5770). 

Mit § 37 wird eine Förderklausel in das Gesetz aufge- 
nommen, die für kapitalneutralisierte demokratische 
Betriebskooperativen eine kontinuierliche Förderung 
im Wege der Steuerprivilegierung bedeutet. Damit 
soll ein Anreiz zur Kapitalneutralisierung gegeben 
und die Ausweitung solcher demokratischen Be- 
triebskooperativen gefördert werden. Die Steuerprivi- 
legierung knüpft systematisch an die Vorschriften für 
steuerbegünstigte Zwecke an. Die §§ 51 ff. AO ge- 
währen Steuerbegünstigung, wenn eine Körperschaft 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mild- 
tätige oder kirchliche Zwecke verfolgt. 

Kapitalneutralisierte Betriebe sind unter den Begriff 
der gemeinnützigen Zwecke zu subsumieren. Nach 
§ 52 Abs. 1 S. 1 AO werden dann gemeinnützige 
Zwecke verfolgt, wenn eine Körperschaft ihre Tätig- 
keit darauf richtet, die Allgemeinheit auf materiellem, 
geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. 
Die Schaffung und Erhaltung von Betriebsstätten, Ar- 
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beitsplätzen sowie das Privatisierungsverbot von er- 
wirtschafteten Produktionsmitteln durch § 36 ist ge- 
rade auf dem Hintergrund der anhaltenden Massen- 
arbeitslosigkeit ein genuin öffentiiches Interesse im 
kapitalorientierten privatwirtschaftiichen System der 
Bundesrepubhk Deutschland. Die ökologischen und 
sozialen Folgen einzelwirtschaftlicher Optimierungs- 
entscheidungen werden in der Regel mit all ihren 
Kosten der Gesellschaft aufgebürdet. Insbesondere 
Rationalisierungs- und Insolvenzfolgen, wie Betriebs- 
(teil-)stillegungen führen zu einer Verzerrung des 
wirtschafthchen Kosten-Nutzen-Verhältnisses zu La- 
sten der Allgemeinheit. Kapitalneutrahsierte Betriebe 
fördern insofern durch den Vorrang des Betriebsinter- 
esses vor dem individuellen Privatinteresse die Allge- 
meinheit in einem der elementarsten Lebensbereiche. 
Aus diesem Grund erweitert Absatz 2 den Begriff des 
Zweckbetriebes generell auf den gesamten Betrieb 
der kapitalneutralisierten demokratischen Betriebs- 
kooperative. Eine direkte Gewinnbeteüigung der Be- 
teiligten ist hier ausgeschlossen und ihre Einkom- 
mensfindung hat sich an übhchen vergleichbaren Ein- 
kommen zu orientieren. 


Zu § 38 

§ 38 konkretisiert das kapitalbindende Gebot aus 
§ 36. 


Zu Absatz 1 

Mit der Einrichtung von regionalen Entwicklungs- 
und Beteihgungsgesellschaften soll der komplexe 
Förderbedarf im Gesamtspektrum demokratischer 
Betriebskooperativen abgedeckt und ihre Auswei- 
tung und Akzeptanz unterstützt werden. Die Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß mangelnde regionalpoliti- 
sche Unterstützung zum Scheitern, insbesondere grö- 
ßerer Belegschaftsinitiativen führt. Durch eine solche 
regionale Infrastruktur müssen daher zielgruppenbe- 
zogene Beratungs-, Quahfizierungs- und Finanzie- 
rungsangebote (insbesondere Eigenkapitalhilfen) be- 
reitgestellt werden, die den regionalpohtisch wichti- 
gen Aspekt sozialer und ökologischer Innovation nicht 
abschnüren, sondern fördern. Die halbstaatiiche Kon- 
zeption solcher Entwicklungs- und Beteihgungsge- 
sellschaften macht eine gezielte Anwerbung privater 
Mittel möghch. 

Die in Absatz 1 auferlegte Abgabe für kapitalneutra- 
hsierte demokratische Betriebskooperativen ist zur Fi- 
nanzierung der öffenthchen Aufgaben der Förderge- 
seUschaften zu verwenden. Auf diese Weise kann er- 
reicht werden, daß FördergeseUschaften nicht nur zu 
einer staathchen Ahmentationsangelegenheit wer- 
den, sondern durch diejenigen unterstützt werden, 
die sie in Anspruch nehmen. 


Zu Absatz 2 

Analog den Vorschriften der Abgabenordnung über 
steuerbegünstigte Zwecke wird für den FaU der Auf- 
lösung demokratischer Betriebskooperativen be- 


stimmt, die verbleibenden Produktionsmittel und das 
Betriebsvermögen der Förder- und Beteihgungsge- 
seUschaft zu übertragen, die ihrerseits die Mittel an 
andere demokratische Betriebskooperativen weiter- 
zugeben hat. Die dezentralen Förder- und Beteih- 
gungsgeseUschaften werden dadurch zu einem Kri- 
stahsationspunkt demokratischer Betriebskooperati- 
ven auf einer zweiten Ebene, die einen wichtigen Bei- 
trag zur Vernetzung demokratischer Betriebskoope- 
rativen bedeuten. 

Analog zu den Vorschriften der Abgabenordmmg 
über steuerbegünstigte Zwecke wird für den FaU der 
Auflösung alternativ die Möghchkeit geschaffen, die 
verbleibenden Produktionsmittel und das Betriebs- 
vermögen einer von den Beteihgten zu bestimmenden 
anderen demokratischen Betriebskooperative zu 
übergeben. 


Zu Absatz 3 

Mit Absatz 3 werden kapitalneutrahsierte demokrati- 
sche Betriebskooperativen der Vermögensbindimg 
anderer gemeinnütziger Körperschaften gleichge- 
steUt (§61 Abs. 3 AO). Die Regelung verhindert einen 
konsequenzenlosen Austritt aus der Vermögensbin- 
dung. Die steuerhche Begünstigung erhalten kapital- 
neutrahsierte gerade wegen der Vermögensbindimg. 
Die Aufhebung der Vermögensbindung wird nicht 
ausgeschlossen. Die demokratische Betriebskoopera- 
tive wird für den FaU der nachträghchen Aufhebung 
der Kapitalneutrahsienmg steuerhch ex tune wie jede 
andere nicht kapitalneutrahsierte demokratische Be- 
triebskooperative behandelt. Sie hat die ihr wegen der 
Vermögensbindung gewährten Privüegien wieder 
abzugeben. 


Zu § 40 

§ 40 ist vergleichbar mit § 262 Abs. 1 Ziff. 2 AktG, § 41 
Abs. 1 BGB, § 80 Abs. 1 GenG. 


Zu § 41 

§41 entspricht § 63 GmbHG. 


Zu § 42 

§ 42 ist § 48 Abs. 1 BGB, § 83 Abs. 1 GenG imd § 66 
Abs. 1 GmbHG nachgebüdet. 


Zu § 43 

§ 43 ist vergleichbar mit § 50 Abs. 1 BGB, § 78 Abs. 2 
GenG und § 67 Abs. 1, 2, 4 GmbHG. 
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Zu § 44 

§ 44 entspricht § 71 GmbHG. 

Zu§ 45 

§ 45 entspricht § 93a Abs. 1 GenG. 

Zu § 46 

§ 46 ist § 340 c Abs. 1 und 2 AktG, § 93b Abs. 1 GenG 
nachgebildet. 

Zu § 47 

§ 49 entspricht § 93 c GenG. 

Zu § 48 

§ 48 entspricht § 93d GenG. 


Zu § 49 

§ 49 ist § 93 e GenG nachgebildet. 

Zu § 50 

§ 50 ist § 353 Abs. 1, 4, 5 AktG und § 93s nachgebil- 
det. 

Zu § 51 

§ 51 ist § 156 GenG nachgebildet. 

Zu § 52 

§ 52 entspricht § 161 GenG. 

Zu § 53 

§ 53 entspricht üblichen Regelungen. 
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